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— ́ͤ Gſ2DHä — — 


I. Perſonalien. 


Seine Majeftät der König haben Aller- Gewerbe iſt der Kanzliſt Huth zum Ge- 
guädigſt geruht, dem Fabrikanten Albert heimen Kanzleiſekretär ernaunt worden. 
Klincke in Altena den Charakter als Kom⸗ 
merzienrat zu verleihen. Bei der Börſe in Danzig iſt der Re⸗ 

gierungsrat Meyer zum Stellvertreter des 

Bei dem Miniſterium für Handel und Staatskommiſſars ernannt worden. 


—— — — A ——ꝛ— — 


II. Allgemeine Verwaltungsſacheu. 


Betr. Reiſekoſten der Staatsbeamten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
= für Handel un Berlin W.9, den 11. Juli 1912. 
Die von dem Königlichen Staatsminiſterium unter dem 20. Mai d. Is. zu § 4 der 
Ausführungsbeſtimmungen zu den Vorſchriften über die Reiſekoſten der Staa vom 


24. September 1910 (Geſetzſamml. S. 269) gegebene Erläuterung wird hi GC 
achtung mitgeteilt. (Geſetzſamml. 9 g wird hierunter zur Be 


Im Auftrage. 
IIa. 2780. J. 5270. Dr. Neuhaus. 


An die dem Handelsininifterium unterſtellten Behörden. 


Anlage 


am! 
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Anlage. 


Erläuterung des Königlichen Staatsminiſteriums zu $ 4 der Ausführungs— 
beſtimmungen zu den Vorſchriften über die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 
24. September 1910 (Geſetzſamml. S. 269). 


Die im § 4 der Ausführungsbeſtimmungen zu den Vorſchriften über die Reiſekoſten 
der Staatsbeamten vom 24. September 1910 (Geſetzſamml. S. 269) ausgeſprochene An⸗ 
ordnung, daß zur Reife, wenn dadurch Mehrkoſten vermieden werden können, auch Sonn: 
und Feiertage zu benutzen ſind, begründet keine ausnahmsloſe Verpflichtung, hat vielmehr 
nur die Bedeutung einer regelmäßig zu befolgenden Anweiſung, bei deren Ausführung 
insbeſondere gebührende Rückſicht darauf zu nehmen iſt, daß den Beamten die Möglichkeit 
der Ausübung der gottesdienſtlichen Verrichtungen nicht verſchränkt wird. 


Berlin, den 20. Mai 1912. 


Königliches Staatsminiſterium. 


gez. von Bethmann Hollweg. von Tirpitz. Delbrück. Beſeler. von Breitenbach. 
Sydow. von Trott zu Solz. von Heeringen. von Schorlemer. Lentze. 


Betr. Berichterſtattung in Guadenſachen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. a 
Berlin W. 9, den 12. Juli 1912. 

Die Juſtizbehörden haben bisher dem Herrn Juſtizminiſter in den die Verurteilung 
von Beamten betreffenden Gnadenſachen berichtet, ohne ſich vorher mit der vorgeſetzten 
Provinzialdienſtbehörde des Beamten in Verbindung zu ſetzen: die Mitwirkung der be⸗ 
teiligten Verwaltung wurde durch Schriftwechſel zwiſchen den Zentralinſtanzen herbeigeführt. 

Unter Aufhebung der bisherigen Vorſchrift hat der Herr Juſtizminiſter durch den 
hierunter abgedruckten Erlaß vom 3. April d. 3. — Nr. I. 4569 — die Staatsanwaltſchaften 
angewieſen, daß ſie künftig in allen die Verurteilung von Beamten betreffenden Gnaden⸗ 
ſachen eine Außerung der vorgeſetzten Dienſtbehörde des Verurteilten vor der Bericht⸗ 
erſtattung an den Herrn Juſtizminiſter einzuholen haben. Das Gleiche habe zu gelten, 
wenn die Staatsanwaltſchaften ein ihnen zur Prüfung und weiteren Veranlaſſung über- 
wieſenes Gnadengeſuch abzulehnen beabſichtigen. 

Zur Beantwortung von derartigen Anfragen der Staatsanwaltſchaften find im Gejchäfts- 
bereiche meiner Verwaltung folgende Dienſtſtellen befugt: 

a) Für den Bereich der Handels- und Gewerbeverwaltung: 

1. für Beamte der Strom⸗Schiffahrt⸗ und Hafenpolizei und des Lotſendienſtes: der 
vorgeſetzte Regierungspräſident und, wo eine „beſondere Behörde“ als Strom- 
polizeibehörde beſtellt iſt, der Chef dieſer Behörde (z. B. der Oberpräſident in 
Coblenz als Chef der Rheinſtrombauverwaltung, der Regierungspräſident in 
Potsdam als Chef der Verwaltung der märkiſchen Waſſerſtraßen uſw.); 

2. für Beamte der Muſterungsbehörden: der vorgeſetzte Regierungspräſident; 

3. für Beamte der Seeämter: der zuſtändige Oberpräſident; 

4. für die Beamten der ſtaatlichen Eichbehörden: der Oberpräſident (für das Eich⸗ 
amt in Sigmaringen: der Oberpräſident in Coblenz); 

5. für die Beamten des Staatskommiſſars bei der Berliner Börſe: der Staats- 
kommiſſar; 

6. für die Gewerbeaufſichtsbeamten: der zuſtändige Regierungspräſident; 

7. für die Beamten der Beſchußanſtalt in Suhl: der Regierungspräſident in Erfurt; 

8. für das Lehrperſonal und die Beamten der gewerblichen Fachſchulen (mit Aus⸗ 
nahme der Navigationsſchulen): der zuſtändige Regierungspräſident; 

9. für die ſtaatlichen Leggemeiſter: der zuſtändige Regierungspräſident. 

b) Für den Bereich der Bergverwaltung: 


1. die Bergwerksdirektionen in Saarbrücken, Recklinghauſen und Zabrze und die 
Oberharzer Berg⸗ und Hüttenwerke in Clausthal: für die bei ihnen und den 
unterſtellten Werken beſchäftigten Beamten; 
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2. die Geologische Landesanſtalt in Berlin, die Bergakademie in Berlin, die Berg⸗ 
akademie in Clausthal, die Bernſteinwerke in Königsberg, die Berginſpektion 
Rüdersdorf, ſoweit es ſich um Beamte dieſer Behörden handelt; 

3. die Oberbergämter in Breslau, Halle, Clausthal, Dortmund und Bonn für alle 
nicht unter 1 und 2 fallenden Fälle nach Maßgabe ihres örtlichen Dienſtbereichs. 


Anfragen, die ſich auf das Lehrperſonal und die Beamten der Navigationsſchulen, 
auf das Lehrperſonal bei den Wanderkurſen für Heizer oder auf Beamte des Landes⸗ 
gewerbeamts, Dozenten der Handelshochſchulen und Beamte der Königlichen Porzellan⸗ 
manufaktur beziehen, ſind mir mit Bericht vorzulegen. 


Die nachgeordneten Behörden ſind mit entſprechender Anweiſung zu verſehen. 


Im Auftrage. 
IIa. 2328. IV. 6755. I. 5889. Dr. Neuhaus. 


Anlage. 


Der Jae Berlin, den 3. April 1912. 

Unter Aufhebung der Rundverfügung vom 19. November 1906 — L 8170 — beſtimme 
ich, daß in den die Verurteilung von Beamten betreffenden Gnadenſachen die Staats⸗ 
anwaltſchaft regelmäßig eine Außerung der vorgeſetzten Dienſtbehörde des Verurteilten — 
falls der Beamte inzwiſchen aus dem Dienſtverhältnis ausgeſchieden iſt, der ihm zuletzt 
vorgeſetzten Dienſtbehörde — einzuholen hat, bevor an mich berichtet wird. Das Gleiche gilt, 
wenn die Staatsanwaltſchaft ein ihr zur Prüfung und weiteren Veranlaſſung überwieſenes 
Gnadengeſuch abzulehnen beabſichtigt; wird hierbei ein Einvernehmen über die Ablehnung 
nicht erzielt, ſo iſt Bericht zu erſtatten. 

Die Verfügung findet keine Anwendung in Gnadenſachen, welche die Verurteilung 
Geiſtlicher, ſowie ſolcher Beamten betreffen, die nicht bei inländiſchen Behörden angeſtellt 
ſind; in dieſen Fällen wird die Einholung einer Außerung der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
des Verurteilten von mir vermittelt werden. 

Betrifft die Gnadenſache die Verurteilung eines Kommunalbeamten, ſo iſt die Auße⸗ 
rung der ſtaatlichen Kommunalaufſichtsbehörde einzuholen. 


gez. Beſeler. 
An den Herrn Oberſtaatsanwalt in N. 


Betr. Flaggen auf Staatsgebäuden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 16. Juli 1912. 


Die mit Erlaß vom 11. Oktober 1894 A 4391, 0 7693 —*) überſandten Vorſchriften 
über die Flaggenführung auf preußiſchen Staatsfahrzeugen und Staatsgebäuden finden auf 
gemietete Gebäude, welche ausſchließlich den Zwecken der ſtaatlichen Eichverwaltung dienen, 
ſinngemäße Anwendung. Dieſe Gebäude führen mithin die in § 2 a. a. O. bezeichnete 
ee Abzeichen. 
Ich erſuche, für die neu errichteten Eichämter, ſoweit ſie in Betracht kommen, die er⸗ 
germ dente Ae zu machen, d Ger 29 Gan 26 m 3 der einmaligen und 
lichen Ausgaben des Eichamtsetats für zu verrechnen und mir demnächſt 
davon Anzeige zu erftatten. S Ze 


Im Auftrage. 
IIa. 1625. . 


Luſensky. 
An die Herren Eichungsinſpektoren. 


) Der Erlaß iſt nicht veröffentlicht worden. 


400 


Betr. Waſſerunterſuchungen auf ſtaatlichen Grundſtücken. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. a e 
Berlin W. 9, den 25. Juli 1912. 


Falls die ſachverſtändige Unterſuchung von Waſſer aus Grundſtücken der Handels. 
und Gewerbeverwaltung erforderlich wird, iſt die Königliche Verſuchs⸗ und Prüfungsanſtalt 
für Waſſerverſorgung und Abwäſſerbeſeitigung in Berlin SW. 68, Kochſtr. 73 IL, unter Uber, 
weiſung der nötigen Proben damit zu betrauen. Jeder Probe iſt ein ausgefüllter Frage⸗ 
bogen beizufügen, wozu Formulare von der Anſtalt in beliebiger Zahl koſtenlos abgegeben 
werden. Die dieſem vorgedruckte „Anweiſung“ iſt bei der Probenahme zu beachten. 

Die Unterſuchung erſtreckt ſich auf die phyſikaliſchen, chemiſchen und mikroſkopiſch⸗ 
biologiſchen Eigenſchaften der Waſſerproben; die Begutachtung erfolgt an Hand der Unter⸗ 
ſuchungsergebniſſe und der Angaben im Fragebogen über die Waſſerentnahmeſtelle und ihre 
Umgebung. 

An Entſchädigung für jede Probe ſind feſtgeſetzt für die Unterſuchung und Begut⸗ 
achtung auf Brauchbarkeit 

1. als Trink⸗ und Wirtſchaftswaſſer 12 &, 
2. als Keſſelſpeiſewaſſer 15 WM., 
3. als Trink-, Wirtſchafts⸗ und Keſſelſpeiſewaſſer 18 WM. 
Im Auftrage. 
IIa. 1616. IV. 42621. Dr. Neuhaus. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden und Anſtalten. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Warenhausſteuer. 


Betr. Entſcheidung auf Grund des $ 6 des Geſetzes, betreffend die Warenhausſteuer, vom 
18. Juli 1900 (GS. S. 294). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 15. Jult 1912. 
Gemäß $ 6 Abſ. 4 des Geſetzes, betreffend die Warenhausſteuer, vom 18. Juli 1900 
(Geſetzſamml. S. 294) will ich für Spezialgeſchäfte für Glas, Porzellan, Haus⸗ und Küchen⸗ 
gerätſchaften ein Herkommen anerkennen, Spezialſeifen und Spezialreinigungsmittel für dieſe 
Waren zu führen. Auf für allgemeine Zwecke gebräuchliche Seifen, Drogen und Reinigungs- 
mittel erſtreckt ſich dieſes Herkommen nicht. 
Mottenbeutel gehören zur Gruppe B des § 6 des Warenhausſteuergeſetzes, Kampfer⸗ 
holzplatten und Mottenkiſſen zu keiner der im erſten Abſatz dieſes Paragraphen unter⸗ 


: en. 
ſchiedenen Warengrupp Im Auftrage. 


IIb. 5818. Luſensky. 


An die Königlichen Regierungen, III. Abteilung (ausſchließlich Sigmaringen). 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Schiffahrt in Iden Gewäſſern bei Helſingfors. 

Nach einer Bekanntmachung des Polizeiamts in Helſingfors wird das Schießen mit 
Kanonen von der Feſtung in Speaborg während des ganzen Sommers an den Tagen ſtatt⸗ 
finden, an denen die Witterungsverhältniſſe es geſtatten Das Schießen von Mitte Juli 
bis Mitte Auguſt wird nachts erfolgen. Auf der Batterie, von wo aus das Schießen 
ftattfindet, werden am Tage eine rote Flagge und des Nachts zwei rote Laternen gehißt 
werden. 
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Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 


In Verfolg des Erlaſſes vom 23. Februar d. J. (HMI. S. 56). 

Durch Entſcheidung des Kaiſerlichen Ober⸗Seeamts vom 9. Juli d. J. iſt der Spruch 
des Seeamts in Bremerhaven vom 8. Februar d. J. dahin abgeändert worden, daß dem 
Kapitän Otto Laſt die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes zu belaſſen iſt. 

Dem Schiffer Wilhelm Möller, geboren am 20. November 1875 in Lübeck, iſt durch 
den Spruch des Seeamts in Lübeck vom 18. Juli d. J. die Befugnis zur Ausübung des 
Schiffergewerbes entzogen worden. 


3. Eichweſen. 


Betr. Orgauiſation der Eichverwaltung. 


Berlin, den 24. Juli 1912. 

Durch das Ausführungsgeſetz zur Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 349), vom 3. Juni d. Is. (Geſetzſamml. S. 129) iſt das Geſetz vom 
26. November 1869 (Geſetzſamml. S. 1165) aufgehoben worden. Die neue Organiſation 
der Eichverwaltung beruht auf dem Allerhöchſten Erlaſſe vom 22. März d. 38. (vgl. 
HMBl. für 1912 S. 82) ſowie dem nachſtehend abgedruckten Allerhöchſten Erlaſſe vom 
9. Juli d. Is., auf § 2 des Ausführungsgeſetzes ſowie auf den beifolgenden „Grundzügen 
zu einer Geſchäftsanweiſung für die Eichverwaltung“. N 

Die ſonſt erforderlichen Ausführungsvorſchriften werden von mir, dem Miniſter für 
Handel und Gewerbe — ſoweit erforderlich, in Gemeinſchaft mit den beteiligten Herren 
Reſſortminiſtern — erlaſſen, auch bleibt vorbehalten, die „Grundzüge“ durch eine Geſchäfts⸗ 
anweiſung zu erſetzen. 

An Sitz und Amtsbereich der Eichungsinſpektoren wird zur Zeit nichts geändert; Sitze 
und Bezirke der Eichämter find durch die Bekanntmachung vom 26. März d. 38. (HMBl. 
S. 82) beſtimmt worden. 


Der Miniſter Der Miniſter des Innern. Der Finanzminiſter. 
für Handel und Gewerbe. Sn Auflage Séi Spa 


Dr. Sydow. Dr. Freund. Dr. Schröder. 
IIa. 2678 M. f. H. — IIe. 1877 M. d. J. — L10%1 FM. 


An die Herren Oberpräſidenten und zur Nachachtung an die Herren Eichungsinſpektoren. 


Anlage I. 
Auf den Bericht vom 5. Juli d. Is. beſtimme Ich folgendes: 


1. Die Dienſtaufſicht über die ſtaatlichen Eichämter wird von Eichungsinſpektoren 
geführt. Sie ſind von dem Miniſter für Handel und Gewerbe zu ernennen, 
der ihren Sitz und ihren Amtsbereich beſtimmt. 

Ba: EECH gehören zur 5. Rangklaſſe der höheren Provinzial⸗ 
eamten. 

Sie können Mir nach mindeſtens zwölfjähriger Dienſtzeit, welche von der 
Ernennung zum Regierungsbaumeiſter oder Gewerbeinſpektionsaſſiſtenten oder 
Gewerbeaſſeſſor oder ſtändigen Mitarbeiter der Kaiſerlichen Normaleichungs⸗ 
kommiſſion ab zu rechnen iſt, zur Verleihung des Charakters als Gewerberat 
mit dem perſönlichen Range als Räte 4. Klaſſe vorgeſchlagen werden. 

Den Eichungsinſpektoren, die aus anderen als den vorgenannten Stellungen 


gerhorgehen, kann in geeigneten Fällen die in diefen verbrachte Zeit angerechnet 
verden. 


S 1 über die Eichungsinſpektoren wird von den Oberpräſidenten 
eführt. 


Anlage 1 
Anlage 77, 
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Erſtreckt ſich der Aufſichtsbezirk eines Eichungsinſpektors über mehrere 
Provinzen, ſo unterſteht er in perſönlicher Beziehung dem Oberpräſidenten, in 
deſſen Bezirk er ſeinen dienſtlichen Wohnſitz hat. 

Der vorſtehende Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 
Neues Palais, den 9. Juli 1912. 


gez. Wilhelm. 
gegengez. Delbrück. Beſeler. Sydow. v. Heeringen. 


An das Staatsminiſterium. 


Anlage II. 
Grundzüge 


zu einer 


Geſchäftsanweiſung für die Eichverwaltung. 


L Im allgemeinen. 


1. Die Verwaltung des Eichweſens wird von den Eichungsinſpektoren als den Vor⸗ 
ſtehern einer unter der Provinzialbehörde ſtehenden Behörde geführt. Ihnen ſind die Eich⸗ 
ämter als techniſche Dienſtſtellen untergeordnet. 

Die Eichungsinſpektoren werden von dem Miniſter für Handel und Gewerbe ernannt, 
der ihren Sitz und ihren Amtsbereich ſowie die Sitze und Bezirke der Eichämter beſtimmt. 

2. Die Dienſtaufſicht über die Eichungsinſpektoren wird von den Oberpräſidenten 
geführt. Dieſe nehmen in den Verwaltungsgeſchäften der Eichbehörden die Aufgaben der 
Provinzialbehörde wahr. 

Der Eichungsinſpektor für die Provinzen E, und Weſtpreußen unterſteht in perſön⸗ 
licher Beziehung dem Oberpräſidenten in Königsberg. 

3. Die Eichungsinſpektoren haben die Eichämter mit der erforderlichen Anweiſung 
zu verſehen und dafür zu ſorgen, daß die zur Regelung des Geſchäftsbetriebs erlaſſenen 
techniſchen und ſonſtigen Vorſchriften beobachtet werden; das an ihrem Amtsſitze befindliche 
Eichamt haben ſie ſelbſt zu leiten. 

Ihre techniſchen Aufgaben als Aufſichtsbehörde im Sinne des § 17 der Maß- und 
Gewichtsordnung werden durch dies Geſetz und die dazu erlaſſenen Ausführungsvorſchriften 
beſtimmt. 

5 Die Aufgaben der beteiligten Eichungsinſpektoren gegenüber den Gemeindefaßeich⸗ 
ämtern ſind durch eine beſondere Dienſtanweiſung geregelt worden. 

4. Für die Bearbeitung der Verwaltungsgeſchäfte werden bei den Eichämtern am 
Sitze der Eichungsinſpektoren Bureau⸗ und Kaſſenbeamte angeſtellt, von denen dem Rendanten 
die Führung der Eichamtskaſſe obliegt. Außerdem wird an jedem dieſer Eichämter ein 
Obereichmeiſter angeſtellt, der den Eichungsinſpektor nach deſſen näherer Anweiſung zu 
unterſtützen und im Behinderungsfalle zu vertreten hat. 

5. Die Eichungsinſpektoren dürfen über die ihnen untergebenen Beamten folgende 
Ordnungsſtrafen verhängen: 

Warnung, Verweis, Geldbuße bis zu neun Mark. 
Den Oberpräſidenten ſteht die Ordnungsſtrafgewalt der Provinzialbehörde über alle 
Beamten der Eichverwaltung zu; fie verfügen die Einleitung des förmlichen Difziplinar- 
verfahrens und ernennen den Unterſuchungskommiſſar und den Beamten zur Wahrnehmung 
der Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft, ſoweit nicht dazu nach dem Geſetze der Miniſter 
für Handel und Gewerbe ausſchließlich befugt iſt. 

6. Den Eichungsinſpektoren ſteht die Berichterſtattung an den Miniſter für Handel 
und Gewerbe nur in den von ihm beſonders zu bezeichnenden Fällen zu. 
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Sie verkehren in den Angelegenheiten ihres Geſchäftsbereichs unmittelbar mit andern 
preußiſchen Behörden einſchließlich der Provinzialbehörden ſowie mit den Eichungsaufſichts⸗ 
behörden der deutſchen Bundesſtaaten; für den Verkehr mit ſonſtigen nichtpreußiſchen 
Behörden iſt der Runderlaß vom 10. Juni 1894 (Min. Bl. d. i. V. S. 102) ſinngemäß an⸗ 
zuwenden. 


II. Berfonalangelegenheiten. 
A. Eichungsinſpektoren. 


Ju den Angelegenheiten der Eichungsinſpektoren entſcheidet der Miniſter für Handel 
Gewerbe. 
= Den Wberpräſdenten ſtehen, abgeſehen von der unter I Nr. 5 erwähnten Diſziplinar⸗ 
gewalt, folgende Befugniſſe zu: 
a) Anweiſung fälliger Dienſtalterszulagen (mit Ausnahme der Entſcheidung gemäß 
Ziffer 3 der Gehaltsvorſchriften), 
b) Erteilung von Urlaub bis zur Dauer von ſechs Wochen, 


e) Beſtimmung darüber, an wen das Gnadenvierteljahr (§ 2 des Geſetzes vom 
7. März 1908, Geſetzſamml. S. 35) und das Witwen⸗ und Waiſengeld (§ 16 
des Geſetzes vom 20. Mai 1882, Geſetzſamml. S. 298) zu zahlen iſt (gl. Erlaß 
vom 12. Mai 1908, HMBl. S. 198, und wegen der Faſſung des Geſetzes vom 
20. Mai 1882 die Zuſammenſtellung im Min. Bl. d. Handels⸗ und Gewerbever⸗ 
waltung für 1907 S. 232). 


B. Sonſtige Beamte und Angeſtellte. 


Den Oberpräſidenten iſt die Entſcheidung in folgenden Angelegenheiten der übrigen 
Beamten und Angeſtellten vorbehalten, und zwar 


1. der Bureaudiätare und Eichmeiſtergehilfen: 


endgültige Annahme, Feſtſetzung des Diätarien⸗Dienſtalters und der erſt⸗ 
malig zu zahlenden diätariſchen Beſoldung, Kündigung; 


2. der etatsmäßig angeſtellten mittleren Beamten: 


Ernennung unter Aushändigung der Beſtallungsurkunde, Anſtellung (bei 
neuernannten Eichamtsſekretären und Eichmeiſtern unter dem Vorbehalte 
der Kündigung), Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters und der erſtmalig 
zu zahlenden Beſoldung, Kündigung, Aufhebung des Vorbehalts der 
Kündigung; 


3. aller mittleren und Unterbeamten: 


a) Erteilung von Urlaub von mehr als vier und bis zur Dauer von acht 
Wochen; Verſetzung innerhalb der Provinz, desgl. Erteilung des Auftrags 
zur vorübergehenden Beſchäftigung außerhalb des Wohnorts auf mehr als 
eine Woche und Feſtſetzung der Tagegelder gemäß § 2 Abſ. 2 des Geſetzes 
an 26. Juli 1910, betr. die Reiſekoſten der Staatsbeamten (Geſetzſamml. 

150), 


p) Entſcheidung darüber, ob und zu welchem Zeitpunkte dem Antrag eines 
Beamten auf Verſetzung in den Ruheſtand ftattzugeben iſt, ſowie ob und 
welche Penſion dem Beamten bei einer von ihm beantragten Verſetzung in 
a Bann gebührt (vgl. Runderlaß vom 29. Juli 1884, Min. Bl. d. i. V. 
5. 194), 


e) Amtshandlungen der vorgeſetzten Dienſtbehörde bei der Verſetzung in den 
Ruheſtand gemäß Eë 88 ff. des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. 
S. 465); (vgl. Runderlaß vom 29. Juli 1884 Ziffer 15 Abi. 2), 


d) Beſtimmung gemäß §8 20 und 16 des Geſetzes vom 20. Mai 1882 
(Geſetzſamml. S. 298) darüber, ob und welches Witwen⸗ und Waiſengeld 
der Witwe und den Waiſen eines Beamten zuſteht, nach Maßgabe des 
Runderlaſſes vom 10. April 1883 (Min. Bl. d. i. V. S. 54); 
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4. der im privatrechtlichen Dienftverhältniffe beſchäftigten ehemaligen Gemeinde⸗ 
eichmeiſter: 
Anderung der Vertragsbeſtimmungen über Vergütung und Dienſtort, 
Kündigung, Erteilung von Urlaub gemäß 3a an die als Eichmeiſter An- 
genommenen; 


5. aller zu 1 bis 4 Genanmten: 


Gewährung von Unterſtützungen, ſobald die Mittel dazu zu ſelbſtändiger 
Verwendung überwieſen ſein werden. 


C. 1. Soweit nicht die Befugnis dem Miniſter für Handel und Gewerbe oder den 
Oberpräſidenten vorbehalten iſt, haben die Eichungsinſpektoren in den perſön⸗ 
lichen Angelegenheiten der mittleren und Unterbeamten, der Angeſtellten und 
Lohnhilfsarbeiter zu eutſcheiden; 

2. ſie führen, ein jeder für ſeinen Amtsbereich, die Liſten der Anwärter für die 
mittleren Dienſtzweige und den Unterbeamtendienſt. 


III. Etats⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsſachen. 


A. 1. In Etats⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsſachen find die Angelegenheiten, in denen 
die Oberpräſidenten zu entſcheiden haben, durch die Kaſſenvorſchriften vom 30. September 
1909 (SM Bl. S. 425) und vom 19. März 1912 (pat, S. 81) beſtimmt worden. Die Befug⸗ 
niſſe, welche in den Angelegenheiten des Eichamts in Berlin nach den Kaſſenvorſchriften 
dem Miniſter für Handel und Gewerbe vorbehalten waren, gehen auf den Oberpräſidenten 
in Potsdam über. 


2. Außerdem ſind die Oberpräſidenten befugt 


a) gemäß $ 2 Abſ. 2 des Ausführungsgeſetzes zum Erlaß des Defektenbeſchluſſes, 
b) zur Feſtſetzung und Anweiſung der Reiſekoſtenrechnungen der Eichungsinſpektoren. 


3. Beſchlüſſe, durch die eine Geldforderung an den Fiskus gepfändet wird (8 829 der 
Zivilprozeßordnung), ſind dem Eichungsinſpektor, und wenn dieſer der Gläubiger der ge⸗ 
pfändeten Forderung iſt, dem Oberpräſidenten zuzuſtellen. 


IV. Angelegenheiten der Dienſtgebäude. 


1. Die Bearbeitung der Bauangelegenheiten liegt in der Provinzialinſtanz den Ober⸗ 
präſidenten ob. Sie vertreten den Fiskus als Eigentümer der zu eichamtlichen Zwecken 
beſtimmten Dienſtgebäude und als Mieter der von Dritten gemieteten Gebäude und Räume. 
Zum Abſchluß neuer ſowie zur Abänderung oder Kündigung beſtehender Mietverträge 
iſt bis auf weiteres die Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe ein⸗ 
zuholen. 

2. Den Eichungsinſpektoren liegt die Sorge für die Unterhaltung der Dienſtgebäude 
und Dienſträume ſowie die Beſchaffung der Iltenfilien im Rahmen der ihnen überwieſenen 
Mittel ob; für Neuanſchaffungen, deren Koſten den Betrag von 150 # überſteigen, iſt 
jedoch die Genehmigung des Oberpräſidenten einzuholen (vgl. § 28 Abſchnitt b Ziffer 22 
der Kaſſenvorſchriften vom 30. September 1909). 

Die Eichungsinſpektoren haben ſich an den Unterſuchungen der ſtaatlichen Bauanlagen 
zu beteiligen, welche die Ortsbaubeamten der Hochbauverwaltung jährlich einmal zur Feſt⸗ 
ſtellung der erforderlichen Inſtandſetzungen vornehmen. 

„Sie haben die für Zwecke der Eichverwaltung angemieteten Gebäude und Räume 
jährlich mindeſtens einmal zu beſichtigen. 

3. Die Ausführung von baulichen Inſtandſetzungen, Anderungen uſw. hat, ſoweit 
dabei nach den von dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten erlaſſenen Vorſchriften 
die Baubeamten mitzuwirken haben, durch deren Vermittelung zu erfolgen. 

4. Unberührt bleibt die Zuſtändigkeit der Behörden der allgemeinen Bauverwaltung 
für die Vorbereitung, Ausführung und Abrechnung von ſtaatlichen Neu-, Um⸗ und (Gr, 
weiterungsbauten ſowie zur Überwachung von Bauten, welche von Dritten zur Anmietung 
für ſtaatliche Zwecke ausgeführt werden. 
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Betr. Eichamtsbezirke. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 2. Auguſt 1912. 

Unter Abänderung des Erlaſſes vom 26. März d. Is. (HMBl. S. 82) beſtimme ich, 
daß die zum Kreiſe Oſthavelland gehörenden Amtsbezirke Brunne, Linum, Königshorſt, 
Staffelde, Groß⸗Ziethen, Bärenklau und Beetz ſowie die Städte Fehrbellin und Kremmen 
vom Eichamtsbezirk Berlin abgetrennt und dem Eichamt in Neuruppin zugeteilt werden. 
Eure Exzellenz erſuche ich, für die Bekanntmachung dieſer Bezirksveränderung im Regie⸗ 
rungs⸗Amtsblatte Sorge zu tragen. 

Im Auftrage. 

IIa. 3031. gez. Luſensky. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


4. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Eiſenbahubeförderung neuer Sprengſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 27. Juli 1912. 
Die in Nr. 43 des Reichsgeſetzblatts für 1912 enthaltene Bekanntmachung des Reichs⸗ 
Eiſenbahnamts vom 4. Juli 1912 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahnbeförderung zu: 
1. Gelatine-Aſtralit I, II, III uſw., 
2. Raſchit VI. 
Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14 Februar 1908 (HM Bl. S. 45) mache 
ich bekannt, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag von 
zu 1. der Dynamit ⸗Aktien⸗Geſellſchaft vormals Alfred Nobel & Co. Hamburg, 
zu 2. Dr. F. Raſchig in Luwigshafen 
erteilt iſt. 
Im Auftrage. 
IIb. 5899. Luſensky. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Überlaudzeutralen. 


Berlin, den 18. Juli 1912. 

0 In den Vereinbarungen, die von Unternehmern elektriſcher Überlandzentralen mit 
Kommunen und Kommunalverbänden über die Benutzung von öffentlichen Straßen, Wegen 
und Plätzen für die Stromleitungen, für die Aufſtellung von Transformatoren und anderen 
Apparaten getroffen werden, übernimmt die Kommune häufig die Verpflichtung, während 
beſtimmter Zeit keinem anderen Unternehmer ein gleiches Recht einzuräumen. Die (nt. 
a ſcheint dahin zu führen, daß die Erzeugung und Verteilung der elektriſchen 
Energie von größeren öffentlich-rechtlichen Verbänden oder von Vereinigungen, die nach gemein⸗ 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten geleitet werden, in die Hand genommen wird. Durch aus⸗ 
ſchließliche Berechtigungen, die privaten Unternehmern neben dem Benutzungsrechte zugeſtanden 
werden, könnten hier Hinderniſſe geſchaffen werden, die entweder überhaupt nicht oder nur 
. großen Opfern zu beſeitigen wären. Auch iſt die künftige Entwicklung der Verwendung 
CH elektriſcher Energie noch nicht zu überſehen; die Koſten der Stromerzeugung haben im 
al Ee eine ſinkende Tendenz. Es iſt deshalb für die Kommunen nicht geraten, ſich 
0 öglichkeit zu nehmen, bei gegebener Gelegenheit die Vorteile, die die Zulaſſung eines 
it bieten kann, auszunutzen, zumal es ihnen auch ohne eine ſolche Vereinbarung 
e bleibt, den berechtigten Intereſſen eines beſtehenden Unternehmens dadurch 
f ge E zu tragen, daß fie einſtweilen die Benutzung ihrer Wege, Straßen und Plätze 
Wett romleitungszwecke anderen verweigern. Bei dichter Bevölkerung und hoher wirt⸗ 
e e deer, Entwicklung des Stromverſorgungsgebiets wird die Wirtſchaftlichkeit des Unter- 
austin im allgemeinen auch ohne Ausſchließlichkeitsrecht geſichert ſein. Unter weniger 
d ant? Verhältniſſen braucht vielfach der Unternehmer, ſobald er erſt einmal das in 
usſicht genommene Gebiet mit Beſchlag belegt hat, die Entſtehung eines Wettbewerbes 
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nicht mehr zu befürchten, weil ſchon das bloße Vorhandenſein einer Starkſtromleitung auf 
einem Wege die Anbringung weiterer Leitungen ſehr erſchwert, ein Konkurrenzunternehmen 
auch wenig Ausſicht auf Erfolg hätte. Bedeutenden Überlandzentralen iſt ein Ausſchließlich⸗ 
keitsrecht nicht zugeſtanden worden, ohne daß dadurch deren Entwicklung gehemmt worden wäre. 

Die Kommunen haben daher keinen Anlaß, den Wünſchen der Unternehmer nach 
Einräumung eines Ausſchließlichkeitsrechts ohne weiteres entgegenzukommen. Sie werden 
dieſe Frage vielmehr beſonders ſorgfältig zu prüfen haben. 

Sollte die Einräumung eines Ausſchließlichkeitsrechts nicht vermieden werden können, 
ſo wird es jedenfalls nur für einen möglichſt kurz bemeſſenen Zeitraum zu gewähren ſein. 
Häufig werden ſchon wenige Jahre des Schutzes genügen, um das Unternehmen auf eine 
geſicherte Grundlage zu ſtellen. 

Über die Zeit, für welche dem Unternehmer das bloße Benutzungsrecht — ohne Aus⸗ 
ſchließlichkeitsrecht — einzuräumen iſt, laſſen ſich allgemeine Grundſätze nicht aufſtellen. 
Es empfiehlt ſich aber, für alle dem Stromverſorgungsgebiet einer Zentrale angehörigen 
Kommunen und Kommunalverbände den Zeitpunkt, zu dem dieſes Recht ablaufen ſoll, 
einheitlich feſtzuſetzen, damit einer künftigen Neuregelung keine Hinderniſſe entſtehen. 

In betreff des Umfanges, in dem ein Ausſchließlichkeitsrecht zugeſtanden wird, iſt 
folgendes zu bemerken: e 

Der Zweck eines ſolchen Rechtes erfordert nur, daß es für die Leitung von elektrischen 
Strome und zwar von Starkſtrom gewährt wird, ſo daß die Kommune berechtigt bleibt, andere 
Leitungen, z. B. von Gas, zu geſtatten, und Schwachſtromleitungen nicht betroffen werden. 

Auch für Starkſtromleitungen ſollte ein Ausſchließlichkeitsrecht, ſelbſt für eine kurze 
Zeit, nicht ohne Vorbehalte gewährt werden, die es ermöglichen, anderen berechtigten Inter⸗ 
eſſen ohne Schädigung des Unternehmers Rechnung zu tragen. Der Unternehmer wird 
nur Schutz dagegen beanſpruchen dürfen, daß ihm durch entgeltliche Abgabe von 
elektriſcher Energie in ſeinem Stromverſorgungsgebiete Wettbewerb bereitet wird. Die 
Kommune ſollte ſich deshalb ſtets das Recht vorbehalten, Dritten, die ſelbſt elektriſche 
Energie erzeugen, die Leitung des Stromes, der für den eigenen Bedarf des Erzeugers 
verwendet oder an feine Beamten- und Arbeiterſchaft, Mieter und Pächter abgegeben werden 
ſoll, über die Straßen, Wege oder Plätze zu geſtatten. 

Weiter iſt ein Vorbehalt zugunſten von Stromleitungen für den Betrieb von Verkehrs⸗ 
und Beförderungsmitteln ſowie für den Betrieb und die Beleuchtung der zu ihnen 
gehörenden Anlagen erwünſcht. 

Beſonderer Wert muß ſchließlich darauf gelegt werden, daß die Kommunen ſich nie 
des Rechtes begeben, die Durchleitung von Strom zur Abgabe in anderen Verſorgungs⸗ 
gebieten zu erlauben. 

Eure Exzellenz erſuchen wir, dieſen Erlaß in geeigneter Weiſe bekannt zu geben. 


E Der Miniſter der . Der Minifter Der Miniſter des 
Der Miniſter E öffentlichen Arbeiten. für Landwirtſchaft, eo 
Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. 


Dr. Sydow. Sm Wu In Vertretung. Im Auftrage. 
Pen Küſter. Dr. Freund. 


IIb. 5006 M. f. H. — III. 1405 C. VI. D. 11738 M. d. ö. A. — IA. Ia. 2646 M. f. L. — IId. 1855 M. d. J. 
An die Herren Oberpräſidenten. 
2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Prüfung von Schiffskeſſelbaumaterial. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 11. Juli 1912. 
Im Anſchluß an den Erlaß vom 18. September 1911 (HM Bl. S. 382). 

„Nach Mitteilung des Königlich Sächſiſchen Miniſteriums des Innern find als God, 
verſtändige für die Prüfung von Keſſelbauſtoffen nach Maßgabe der Materialvorſchriften 
für Land⸗ und Schiffsdampfkeſſel neben dem Ingenieur Dr. L. Kraft in Leipzig ⸗Stötteritz 
die Mechaniſch⸗Techniſche Verſuchsanſtalt der Techuiſchen Hochſchule zu Dresden ſowie die 
Prüfungsanſtalt für Bauſtoffe (Metalle) der Techniſchen Staatslehranſtalten zu Chemnitz 
zugelaſſen worden. An Al 
III. 4932. Jaeger. 

An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Frankfurt a. O. 


3 — 


2. — 


3. Drganifation des Handwerks. 
überſicht über die im Jahre 1912 in Preußen beſtehenden Funungsverbände, 
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2 ahl der dem Verband 

E Tag der 2 angehörenden 

Name, Sitz und Bezirk Genehmi⸗ KN 5 Name, Stand und Wohnort 

= des 7 a In⸗ Mitglieder Einzel⸗ e des Vorſitzenden 

2 Innungsverbandes ER. nun⸗ kee mit⸗ Kë des Verbandsvorſtandes 

es alten 

E nat | gen Spalte ) glieder € und d 

1 21 8 1 1 8 

1.| Zentralverband 17.2.99 1350 64402 | 386 61788 | Joſeph Bern ard, Ehren⸗ 
deuticher Backer⸗Innungen Obermeiſter, Berlin, Cre⸗ 
„Germania“ felderſtr. 20. N 

2.] Bund deutſcher Barbier-, | 23. 6.09] 40 22733 — 227133 | Hugo Linſener, Friſeur, 
Friſeur⸗ und Perücken⸗ | Berlin, Prenzlauerftr. 8. 
macher⸗Innungen 

8. e deutſcher] 23. 12.99] 338 9985 si 10036 Bernhard Feliſch, Geh. 
Baugewerksmeiſter Baurat, Berlin ⸗Grune⸗ 

d wald, Wangenheimſtr. 31. 
4.| Bund deutſcher Buchbinder - 9. 7. 06 58 2376 2171 4546 | GuſtavSlaby, Buchbinder 
Innungen meiſter, Berlin, Skalitzer⸗ 
ſtraße 142. 
5.| Verband deutſcher Bürften- | 20. 5. 02 5 148 101 249 | Dstar Löffler, Bürſten⸗ 
macher⸗Innungen u. jelb> |" machermeiſter, Berlin, 
ſtändiger Bürſtenmacher | Stralauerſtr. 33. 

6.] Bund deutſcher Dachdecker | 31. 12. 99 19 983 38 1021 | Anton Weißenhagen, 

Innungen Dachdeckermeiſter, Berlin, 
Mittenwalderſtr. 4. 

7.] Verband von Glaſer⸗In- 31. 1. 99 91 3880 866 4196 | Carl Joſt, Glaſermeiſter, 
nungen Deutſchlands Berlin, Prinzenſtr. 26. 

8.| Verband deutſcher Kondi⸗ 14. 8. 10 45 1776 45 1820 | Hermann Brodeck, Rentier, 
toren⸗Innungen Berlin, Kopenhagener⸗ 

ſtraße 2. 

9.] Bund deutſcher Korbmacher- | 19. 11. 07 19 925 43 968 | Friedrich Bergmann, 

Innungen Korbmachermſtr., Berlin, 
Andreasſtr. 58. 

10.] Bund deutſcher Perücken - 29. 11. 98 18 736 682 1418 | Carl Valentin Müller, 
macher, Damen⸗ und | Redakteur, Berlin, Steg ⸗ 
Theaterfriſeur⸗Innungen litzerſtr. 4. 

11.] Bund deulſcher Sattler⸗ 24. 2. 99 65 2 552 62 2614] Hermann Zehle, Sattler⸗ 
(Sattler⸗ und Tapezierer⸗), ö Obermeiſter, Berlin, Fried⸗ 
Riemer⸗ und Täſchner⸗ richsgracht 34. 
Innungen 

12.] Bund deutſcher Schmiede⸗ 3. 4. 05 805 13 221 s 13 229 | ErdmannS holz, Schmiede: 
Innungen | meifter, Berlin, Schulſtr. 48. 

18.] Zentral⸗Innungsverband 25. 9.088 70 3351 — 3351 | Guten Miriſch, Bezirks⸗ 
der Schornſteinfegermeiſter ſchornſteinfegermeiſter, 
des Deutſchen Reichs Berlin Luckenwalderſtr. 11. 

14.] Bund deutſcher Schuhmacher⸗ | 18.7.99 | 116 11201 — 11201 Paul Vierbach, Schuh⸗ 
Innungen machermeiſter, Berlin, 

Werderſcher Markt 4. 

15.] Bund deutſcher Steinſetzer⸗ 3. 3. 99 4 166 7 173 | Georg Kuhlbrodt, Stein⸗ 

Innungen ſetzmeiſter, Berlin, El⸗ 
| bingerſtr. 4/5. 

16.] Bund deutſcher Stellmacher⸗ 28. 12.99 45 1694 38 1732 | Emil Fickler, Wagenbauer 

und Wagner⸗Innungen | 1 Stellmachermeiſter, 
erlin, Wartenburgſtr. 18. 

Ae SE deutſcher Tapezierer] 18. 2. 02 60 5 668 74 5737 | Guſtav Günther, NS 

ek E Gewerbe: | zierermſtr., Berlin, Lange⸗ 
ſtraße 110. 

18. E deutſcher Tiſchler⸗ 14. 3. 99 88 9522 — 9 522] H. Richt, Tiſchlermeiſter, 

nungen | Berlin, Mariannen- 

19.) Bund deutſch LV ö platz 18. 5 

8 er Schiffer⸗In⸗ | 80, 9. 08 21 1040 4 1044 | Wilh. Kreitling, Schiffs 
nungen in Fürſtenberg a.D. 


Anmerkung: Von 1-18 mit dem Sig in Berlin. 


eigner, Fürſtenberg a. D 
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Zahl der dem Verband 


Name, Stand und Wohnort 
Verbands— e 
genoſſen des Vorſitzen den 
überhaupt des Verbandsvorſtandes 
(Spalten 
5 und 6) 


20.] Müller⸗Innungsverband im 
Regierungsbezirke Frank⸗ 
furka / O. in Frankſurt a/ O. 

2 e e 

and imRegierungsbezirke 
Frankfurt a. D. in Guben 
22 Innungsverband ſelbſtän⸗ 
diger Sattler u. Tapezierer 
des Handwerkskammer⸗ 
bezirks Liegnitz in Liegnitz 
23.] Müller⸗Innungsverband des 
Handwerkskammerbezirks 
Liegnitz in Liegnitz 
24.] Innungsverband für den 
Regierungsbezirk Oppeln 
in Ratibor 
25.] Oberſchleſiſcher Fleiſcherver⸗ 
band für den Regierungs- 
bezirk Oppeln i. Tarnowitz 
26.] Innungsverband felbitän- 
diger Sattler⸗ und Tape⸗ 
zierer Oberſchleſtens in 
Ratibor 

Bund deutſcher Schneider⸗ 
Innungen in Magdeburg 


27. 


28.] Müller⸗Innungsverband im 
Regierungsbezirk Merſe⸗ 
burg in Düben 

29.] Weber⸗Innungsverband im 
Regierungsbezirk Erfurt 
in Heyerode 

30.] Schleswig⸗Holſteiniſcher 
Schmiede⸗ und Schloſſer⸗ 
verband in Kiel 

31.] Niederſächſiſcher Müller⸗In⸗ 

1 nungsverband inVöhrum, 

d? Kreis Peine, für die Bro» 

di vinz Hannover, das Amt 

g Ritzebüttel, das Fürſten⸗ 
tum Waldeck⸗Pyrmont, die 
freie Hanſeſtadt Bremen, 
das Herzogtum Braun- 
ſchweig, die Fürſten⸗ 
tümer Lippe⸗Detmold und 
Schaumburg⸗Lippe, den 
Regierungsbezirk Minden 
und den Kreis Graſſchaft 
Schaumburg 

32.] Bäcker⸗Innungs verband an 

der Unterweſer in Geeſte⸗ 

mündefür die Kreiſe Geeſte⸗ 
münde und Lehe ſowie die 

Stadt Bremerhaven 

Baugewerks - Innungsver⸗ 

band „Bauhütte an der 

Unterweſer“ zu Bremer⸗ 

haven für die Gemeinden 

Geeſtemünde, Bremer⸗ 

haven und Lehe 


88. 
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2. 00 
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29. 11. 98 


17. 2. 10 


28. 1. 00 


B. 5. 92 


21. 7. 10 


7. 12.02 


30. 1. 85 


11 


15 


87 


18 
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angehörenden 
Mitglieder Ginzel- 
Be Se 
nungen | 7.5 
(Spalte 4) al 
5 "= 
ser Ra 
668 — 
484 3 
647 — 
2 512 D 
717 — 
| 239 11 
25 232 1 
435 — 
776 — 
1 960 1 
1204 1 
127 — 
41 — 


763 [E. Pietſch, Mühlenbeſitzer, 
Amtitz. 


668 | Bruno Hentſchel, Schuh⸗ 


machermeiſter, Guben. 


487 | Ernſt Müller, Sattler⸗ 
meiſter, Glogau. 
647 | Ernſt Zippel, Müllermeiſter, 


Neuhaus b. Halbau. 


Ernſt Engel, Sattler und 
Wagenbauer⸗Obermeiſter. 


Karl Fleiſcher, Fleiſcher⸗ 
meiſter, Tarnowitz. 


2515 


il 


250 | Ernſt Engel, Sattler- und 
Wagenbauer⸗Obermeiſter 
in Ratibor. 

25233 | Ferdinand Liebrecht, 


Schneidermeiſter, Magde⸗ 
burg. 
485 | Otto Born, Müllermeiſter, 


Düben. 
776 Jakob Marx, Webermeiſter, 
Heyerode. 
1961 [H. Schulte, Schloſſer⸗ 
meiſter, Kiel. 
1205 | Karl Lüttgerding, 


Obermeiſter, Vöhrum. 


127 | Joſeph Plate, Bäder: 


meiſter, Geeſtemünde. 


41 Karl Kiſtner, 


meiſter, Lehe. 


Maurer⸗ 


Laufende Nummer | 


= 
Ve 


8b. 


36. 
37. 


88. 


39. 


40. 


41. 


42. 


e 2 CT Ze angehörenden 
ame, Sitz un ezir enehmi⸗ 
des gung | In⸗ Mitglieder cel, baten 
e des Ver⸗ der In⸗ K- 8 951 
Junungsverbandes Fans || Malle S mit⸗ überhaup 
ts [ gen | glieder (Spalten 
ſtatu (Spalte 4) es) 
2 a 1 | b | D 7 
Ee 
. Barbier⸗, Friſeur⸗ und Pe- | 26. 7. 05 2 Ba | 56 
rückennacher -Innungs⸗ 
verband an der Unterweſer 
in Geeſtemünde für die 
KreiſeGeeſtemünde, Lehe ſo⸗ 
wie die Stadt Bremerhaven 
„Siegerland“, Innungsver⸗ 15. 12. 02 8 358 — 353 
band der Bäcker⸗ und Kon⸗ 
ditor⸗Innungen des Krei⸗ 
ſes Siegen in Siegen 
Innungsverband für den] 30. 9. 04 E 948 948 
Kreis Stegen in Siegen. 
„Siegerland“, Schuhmacher | 18. 12. 09 6 250 — 250 
Kreisverband in Siegen 
Deutſcher Fleiſcher⸗Verband 6. 10.03 1221 43 127 308 43 435 
in Frankfurt a / M. 12. 1. 06 | 
11. 6. 10 
Maler⸗ und Anſtreicher | 7.9.01 45 2 919 49 2 968 
meiſter⸗Innungsverband 
von Rheinland und Weſt⸗ | 
falen in Düffeldorf | 
Verband der Schuhmacher | 20. 2. 07 16 1646 — 1 646 
Innungen desHandwerks⸗ 
kammerbezirks Düſſeldorf 
in Düſſeldorf 
Rheintſch⸗Weſtfäliſcher 1. 6. 09 56 2 675 * | 2 675 
Tiſchler⸗Innungsverband 
für Rheinland und Weſt⸗ | | 
falen in Eſſen a. d. Ruhr 
Verhand deutſcher Rechtskon⸗J 11. 4. 04 19 511 7 | 518 
fulenten-Iunungent. Cöln | 


vom 24. De 
Eine briefliche Stimmabgabe wird an fi 
Hinweis au 
Umiſchlag üb 
leiter ein 
einen W̃ 
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Zahl der dem Verband 


Zuſammen ei 244090 4962 249 052 


4. Arbeiterverſicherung. 
Reichsverſicherungsordnung. 

1. Buch (Gemeinſame Vorſchriften). 

Betr. Beſchlußkammern der Oberverſicherungsämter. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Name, Stand und Wohnort 
des Vorſitzen den 
des Verbandsvorſtandes 


- = 


\ | 


Friedrich Plate, Barbier 
und Friſeur, Geeſtemünde. 


Karl Schneck, 


Bäcker, 
Siegen. 


H. Welſch, Schmiedemeiſter, 
Siegen. 

Peter Schönen bach, 
Schuhmachermeiſter, 
Siegen. 

Karl Marx, Privatier, 
früher Metzgermeiſter, 
Frankfurt a / M. 


Auguſt Evers, Malermſtr., 
Düſſeldorf. 


Friedrich Weitzel, Schuh⸗ 
machermeiſter, Düſſeldorf. 


F. Schwarzendahl, 
Tiſchlermeiſter, Bader» 
born. 


Auguſt Pott, Prozeßagent, 
Witten. 


ö Berlin W. 9, den 31. Juli 1912. 

Die Beſtimmung, ob die Wähler bei der Wahl der Beiſitzer und Stellvertreter der 
Beſchlußkammer ihr Wahlrecht in Perſon oder brieflich auszuüben haben, hat der Wahl⸗ 
leiter zu treffen, da weder die Reichsverſicherungsordnung noch die Kaiſerliche Verordnung 


zember 1911 (RGBl. S. 1095) dieſe Frage regeln. 
ch unbedenklich ſein, wenn den Wählern unter 
f die geſetzlichen und ſonſtigen Beſtimmungen ein abgeſtempelter adreſſierter 
erſandt wird, in dem fie einen von ihnen auszufüllenden Wahlgettel dem ahl 
zureichen haben. Die Umſchläge müſſen äußerlich erkennen laſſen, 
ahlzettel für die Wahl der Veiliter der Arbeitgeber oder der Verficjerten handelt, 


ob es ſich um 


da durch § 78 RBO. getrennte Wahl für beide Gruppen vorgeſchrieben iſt. 


10 
An ſich würde es aber auch dem Wahlleiter freiſtehen, anzuordnen, daß die Wähler 
die Stimmzettel perſönlich an ihrem Wohnort etwa dem Gemeindevorſtand oder der Orts⸗ 
polizeibehörde einzureichen haben, die ſie dann dem Wahlleiter geſammelt weitergeben. 


Im Auftrage. 
III. 5438. gez. Neumann. 


An das Königliche Oberverſicherungsamt in N. 


Betr. Errichtung von Verſicherungsämtern. 
Bei dem Landrat des Kreiſes Hameln iſt gemäß § 36 Abſ. 2 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung ein gemeinſames Verſicherungsamt für dieſen Kreis und für das Fürſtentum 
Pyrmont vom 1. Juli 1912 ab errichtet worden. 


II. Buch (Kranken verſicherung). 
Betr. Durchführung des 2. Buches der RVO. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 20. Juli 1912. 

Ein Beſchluß des Bundesrats gemäß Artikel 4 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zur 
Reichsverſicherungsordnung, wonach die Amtsdauer der gegenwärtigen Vertreter der Arbeit⸗ 
geber und Verſicherten in den Organen der Krankenkaſſen verlängert wird, iſt zur Zeit nicht 
zu erwarten, da das Zweite Buch der Reichsverſicherungsordnung in ſeiner Geſamtheit erſt 
am 1. Januar 1914 in Kraft treten wird. 


Im Auftrage. 
III. 5201. gez. Neumann. 


An die Ortskrankenkaſſe für die Stadt X. 


VI. Buch (Verfahren). 
Betr. Feſtſtellung der Leiſtungen der Unfallverſicherung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 22. Juli 1912. 


Auf Grund des § 1580 Abſ. 5 der Reichsverſicherungsordnung beſtimme ich: 
Die Abſätze 1 bis 3 des § 1580 gelten für Betriebe, die unter bergpolizeilicher Auf— 
ſicht ſtehen, mit folgenden Anderungen: 

1. Vor der Entſcheidung, ob und in welcher Weiſe der Augenſchein ſtattfinden ſoll, 
hat ſich das Verſicherungsamt mit dem zuſtändigen Bergrevierbeamten ins Ein⸗ 

vernehmen zu ſetzen. 

2. Die Einnahme des Augenſcheins durch den Verſicherungsträger oder das Ver⸗ 
ſicherungsamt ſelbſt iſt nur mit dem Einverſtändnis des Revierbeamten hinſicht⸗ 
lich des Zeitpunktes und der Art der Ausführung zuläſſig. Der Revierbeamte 
iſt befugt, an der Augenſcheinseinnahme teilzunehmen. Eine Mitwirkung der 
Ortspolizeibehörde findet nicht ſtatt. 

3. Erſuchen um die Einnahme des Augenſcheins ſind an den Revierbeamten zu 
richten (vergl. Nr. 3 der Bekanntmachung vom 7. Dezember 1911, HM Bl. S. 447). 

4. Vor der Entſcheidung über die Beſchwerde des Unternehmers, die Aufſchub be- 
wirkt, iſt das zuſtändige Oberbergamt gutachtlich zu hören. 

Der Erlaß iſt im Regierungsamtsblatte zu veröffentlichen. 


Im Auftrage. 
I. 8497 2. Ang. III. 4570. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und die Königlichen Oberbergämter. 
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5. Verſicherung der Angeſtellten. 


Betr. Durchführung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte. 
Berlin, den 30. Juli 1912. 
Auf Grund des 8 321 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 
1911 (RGBl. S. 989) wird beſtimmt: 
1. „Höhere Verwaltungsbehörde“ iſt der Regierungspräſident, für den Stadtkreis 
Berlin der Oberpräſident. 
2. „Untere Verwaltungs behörde“ iſt: 
in Städten über 10 000 Einwohner die Gemeindebehörde, im übrigen der 
Landrat (in Hohenzollern der Oberamtmann); 
in der Provinz Hannover in Städten, auf welche die revidierte Hannoverſche 
Städteordnung vom 24. Juni 1858 Anwendung findet, mit Ausnahme der 
im § 27 Abſ. 2 der Hannoverſchen Kreisordnung vom 6. Mai 1884 be⸗ 
nannten Städte, die Gemeindebehörde, im übrigen der Landrat. 


3. „Ortspolizeibehörde“ iſt derjenige Beamte oder diejenige Behörde, welchen die 
Verwaltung der örtlichen Polizei obliegt. 
4. „Gemeindebehörde“ iſt: 
a) in Städten der Magiſtrat; wo ein ſolcher nicht vorhanden iſt, der Bürger⸗ 
meiſter (Oberbürgermeiſter); 
p) in Landgemeinden der Gemeindevorſteher (in der Rheinprovinz und der 
Provinz Heſſen⸗Naſſau der Bürgermeiſter); 
e) in ſelbſtändigen Gutsbezirken der Gutsvorſteher. 
5. Als „Gemeindeverbände“ im Sinne der 89 Abſ. 1 und 3, § 10 Abſ. 1 Ziffer 1 
SS 11, 389 Abs. 2 des Geſetzes gelten, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt wird: 
die Provinzialverbände, die Kreisverbände und die Zweckverbände (Zweck⸗ 
verbandsgeſetz vom 19. Juli 1911 [GS. S. 115] und Zweckverbandsgeſetz 
für Groß Berlin vom gleichen Tage [GS. S. 123), ferner in der 
Provinz Weſtfalen die Amter, in der Rheinprovinz die Landbürger⸗ 
meiſtereien, in der Provinz Schleswig ⸗Holſtein der Lauenburgiſche Landes⸗ 
kommunalverband, in der Provinz Heſſen⸗Naſſau die kommunalſtändiſchen 
Verbände der Regierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden, in Hohenzollern 
der Landeskommunalverband und die Oberamtsbezirke. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Dr. Sydow. Im Auftrage. 
Dr. Freund. 
Vorſtehenden Erlaß erſuchen wir im Amtsblatt zu veröffentlichen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
, Dr. Sydow. Im Auftrage. 
III. 5110 JI. Ang. M. f. 9. — Ic. 2528 M. d. J. Dr. Freund. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


Betr. Durchführung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte. 


EI Berli 2 

In e Anlagen überfenden wir ein, den 20, Sal e 

a) die von dem Herrn Reichskanzler unter dem 3. Juli 1912 erlaſſene Wahlordnun 
= S . g Ante, 
für die Wahl der gemäß Së 145 ff. des Verſicherungsgeſe e für A gestellte u 

5 den Vertrauensmänner und Erſatzmänner, geſekes für Zu 5 
ie von mir, dem mitunterzeichneten Miniſter für Handel und Gewerbe auf nn 
Grund des S 194 Abſ. 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeftellte erlaſſene An⸗ ge A 
weiſung für die Ausgabeſtellen der Angeſtellten⸗Verſicherung, 


Anlage D 


IA 


ge d. 


AS. 


e) die von dem Direktorium der Reichsverſicherungsanſtalt unter dem 20. Juni 
1912 erlaſſene Anleitung, betreffend den Kreis der nach dem Verſicherungsgeſetz 
für Angeſtellte verſicherten Perſonen 
zur weiteren Veranlaſſung. 

Wir erſuchen, die Anlagen b und e Kals beſondere Beilagen des Regierungsamtsblatts 
zu veröffentlichen, die nachgeordneten Behörden auf dieſe Beſtimmungen und auf die der 
Wahlordnung hinzuweiſen und je einen Abdruck den in Ziffer 2 der Anlage unſeres Rund⸗ 
erlaſſes vom 30. Juli d. Is. (HM Bl. S. 411) bezeichneten unteren Verwaltungsbehörden 
ſowie den als Ausgabeſtellen gemäß Ziffer 1 der Anweiſung zu b beſtimmten Ortspolizei⸗ 
behörden und Gemeindevorſtänden mitzuteilen. 8 

Die Drucklegung der Beilagen zum Regierungsamtsblatt iſt der Druckerei Julius 
Sittenfeld in Berlin übertragen, die Ihnen die erforderliche Anzahl Druckexemplare zu⸗ 
ſenden wird. 

Wir bemerken weiter folgendes: 

1. Vordrucke für die Aufnahmekarte (§ 188 des Geſetzes) und die Verſicherungskarte 
(§ 185) nach den im Reichsgeſetzblatte für 1912 S. 409 411 veröffentlichten Muſtern 
werden den unteren Verwaltungsbehörden in der vorausſichtlich erforderlichen Zahl von 
der Verſicherungsanſtalt unmittelbar überfandt. Gleichzeitig wird den unteren Verwaltungs⸗ 
behörden eine den Vordrucken der Karten als Beilage beizufügende Belehrung über die 
Ausfüllung der Aufnahmekarte und der Verſicherungskarte durch die Angeſtellten, ferner 
eine für die Ausgabeſtellen beſtimmte kurze Anleitung für die Ausgabe der Aufnahme- und 
die Ausſtellung der Verſicherungskarten ſowie ein Muſter für eine Bekanntmachung über 
die Abholung der Aufnahme- und Verſicherungskarten zugehen. 

Die unteren Verwaltungsbehörden haben die Druckſachen unverzüglich nach Empfang 
an die Ausgabeſtellen ihrer Bezirke zu verteilen. Zugleich iſt von ihnen eine Bekannt⸗ 
machung über die Abholung der Aufnahme- und Verſicherungskarten nach dem überſandten 
Muſter zu erlaſſen. Am Schluſſe der Bekanntmachung ſind die im Bezirke der unteren 
Verwaltungsbehörde befindlichen Ausgabeſtellen und ihre Bezirke zu bezeichnen. Für 
möglichſte Verbreitung der Bekanntmachung, die — ſoweit dies ohne Koſten für die Staats⸗ 
kaſſe erfolgen kann — in den für die amtlichen Bekanntmachungen der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde beſtimmten Blättern zu veröffentlichen iſt, iſt Sorge zu tragen. 

Sollten die überſandten Druckſachen für den Bedarf nicht ausreichen, ſo haben ſich 
die unteren Verwaltungsbehörden wegen Nachſendung an das Direktorium der Reichsver⸗ 
ſicherungsanſtalt in Berlin⸗Wilmersdorf, Hohenzollerndamm 20, zu wenden. Von dort aus 
wird alsdann das Weitere veranlaßt werden. Steht erſt der wirkliche Bedarf an Drud- 
be feſt, fo wird die Reichsverſicherungsanſtalt mit den Ausgabeſtellen unmittelbar 
verkehren. 

2. Die Zahl der für die Bezirke der unteren Verwaltungsbehörden auf Grund der 
88 145 ff. des Geſetzes und der Wahlordnung vom 3. Juli 1912 zu wählenden Vertrauens⸗ 
männer beträgt für den Bezirk einer unteren Verwaltungsbehörde in der Regel 6 ($ 145 
Abſ. 2). Für jeden Vertrauensmann find je 2 Erſatzmänner zu wählen (§ 150). Eine 
Herabſetzung der Zahl der Vertrauensmänner für kleinere Bezirke oder die Zuſammenfaſſung 
mehrerer Bezirke unterer Verwaltungsbehörden zu einem Bezirke ($ 145 Abſ. 3) iſt vor⸗ 
läufig nicht beabſichtigt. Gegen beide Maßnahmen iſt von ſeiten der von der Reichsver⸗ 
ſicherungsanſtalt gehörten Arbeitgeber- und Angeſtelltenvertreter Widerſpruch erhoben worden. 
Dabei wurde hervorgehoben, daß ſolche Maßnahmen den Verkehr der Arbeitgeber und An⸗ 
geſtellten mit den Vertrauensmännern erſchweren und die nötige Verbindung der Ver⸗ 
krauens⸗ und Erſatzmänner in Frage ſtellen würden. Auch würden die Vertrauensmänner, 
die ihre Tätigkeit nur ehrenamtlich ausüben, über Gebühr in Anſpruch genommen werden. 

Dagegen iſt gemäß § 145 Abſ. 2 eine Erhöhung der Zahl der Vertrauensmänner 
und Erſatzmänner für die Stadtkreiſe mit über 125 000 Einwohnern nach Maßgabe der 
Anlage d angeordnet. Den in Frage kommenden Gemeindebehörden Ihres Bezirkes erſuchen 
wir hiervon Mitteilung zu machen. 

3. Es iſt erwunſcht, daß ſich an den Wahlen möglichſt alle Angeſtellten beteiligen. 
Da der Beſitz der Verſicherungskarte hierfür die Vorausſetzung bildet, ſo iſt es notwendig, 
daß den Angeſtellten ausreichende Zeit zur Beſorgung der Karte bleibt. Die Wahlen müſſen 
ſchon mit Rückſicht darauf, daß die Inkraftſetzung des Geſetzes zum 1. Januar 1913 beab 
ſichtigt iſt, möglichſt bald anberaumt werden. Hierzu kommt, daß ein großer Teil der An⸗ 
geſtellten im Handelsgewerbe beſchäftigt iſt, für welches das im November beginnende 
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Weihnachtsgeſchäft von beſonderer Bedeutung iſt. Die Wahlen werden alſo — zumal auch 
viele andere Gewerbe durch das Weihnachtsgeſchäft ſtark in Anſpruch genommen werden — 
vor deſſen Beginn ſtattfinden müſſen und tunlichſt ſpäteſtens in die zweite Hälfte des 
Oktober zu verlegen ſein. Dabei iſt zu beachten, daß die Friſt, welche zwiſchen der erſten 
gemäß § 2 der Wahlordnung zu erlaſſenden Bekanntmachung und dem Wahltage liegen 
muß, 6 Wochen beträgt. 

Von Vertretern der Angeſtelltenverbände iſt der Reichsverſicherungsanſtalt gegenüber 
die Bitte ausgeſprochen worden, die Wahl an Sonntagen ſtattfinden zu laſſen. Begründet 
wurde dieſer auch von den Vertretern der Arbeitgeberverbände aus Betriebsrückſichten unter⸗ 
ſtützte Wunſch u. a. damit, daß die Angeſtellten an ihrem Wohnorte zu wählen haben, den 
fie Werktags vielfach in der Frühe verlaſſen müſſen, um dorthin erſt abends wieder zurüd- 
zukehren. Wir erſuchen, den unteren Verwaltungsbehörden, denen die Feſtſetzung der Wahl⸗ 
zeit obliegt, von dieſem Wunſche Kenntnis zu geben, bemerken aber dabei, daß gegebenen⸗ 
falls die Wahlſtunden an den Sonntagen ſo gelegt werden müſſen, daß den Wahlberech- 
tigten ausreichende Zeit zum Beſuche des Hauptgottesdienſtes verbleibt. 

Mit der Ausgabe der Aufnahmekarten wird tunlichſt bereits im Auguſt begonnen 
werden müſſen. Hierfür ſpricht auch die Erwägung, daß wenn das Angeſtelltenverſiche⸗ 
rungsgeſetz am 1. Januar 1913 in Kraft treten ſoll, mit der Einrichtung der Konten in 
der Reichsverſicherungsanſtalt, die auf Grund der ausgefüllten Aufnahmekarten bewirkt 
wird, ſpäteſtens Anfang Oktober begonnen werden muß. Da die Karten der Reichsverſiche⸗ 
rungsanſtalt nicht unmittelbar nach Eingang, ſondern am Schluß jedes Monats zugehen, 
ſo iſt es wegen der Sichtung des Materials erwünſcht, daß ſich bereits im Auguſt d. J. 
möglichſt viele Angeſtellte die Verſicherungskarte ausſtellen laſſen. Steg 

Die vorausſichtlich erforderliche Zahl von Briefumſchlägen für die Wahlen der Ver 
trauensmänner und ihrer Erſatzmänner wird den unteren Verwaltungsbehörden mit den 
zu 1 bezeichneten Druckſachen unmittelbar von der Reichsverſicherungsanſtalt zugehen. 

Wir erſuchen, die unteren Verwaltungsbehörden Ihres Bezirkes mit den hiernach er⸗ 
forderlichen Anweiſungen zu verſehen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Dr. Sydow. Im Auftrage. 
Dr. Freund. 


III. 5086 N. f. H. — Ic. 2542 M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten zu Potsdam. 


Anlage pr 


um 


Anlage a. 


Wahlordnung für die Wahl der Vertrauensmänner und Grſatzmünner 
(GR 145ff. des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte). 
Vom 3. Juli 1912. 


SR 

Die Vertrauensmänner und ihre Erſatzmänner werden für den Bezirk der unteren 
Verwaltungsbehörde gewählt. An die Stelle dieſes Bezirkes tritt, ſoweit die oberſte Ver⸗ 
waltungsbehörde die Bezirke mehrerer unterer Verwaltungsbehörden zu einem Bezirke zu— 
ſammen gefaßt hat, der Geſamtbezirk. 

Die Wahl leitet die nach § 321 oder § 145 Abſ. 3 des Verſicherungsgeſetzes für An⸗ 
geſtellte beſtimmte untere Verwaltungsbehörde. 

Der Leiter der unteren Verwaltungsbehörde kann ſich durch die Beamten vertreten 
laſſen, die im übrigen zu ſeiner Vertretung befugt ſind. Die oberſte Verwaltungsbehörde 
kann zulaſſen, daß der Leiter der unteren Verwaltungsbehörde auch einen anderen Beamten 
dieſer Behörde mit ſeiner Vertretung beauftragen darf. 


8 2 

Der Wahlleiter beſtimmt, an welchem Orte ſowie zu welcher Zeit und zu welchen 
Tagesſtunden die Stimmzettel abzugeben ſind. Er macht ſie unter Mitteilung eines Aus⸗ 
zugs aus den geſetzlichen Vorſchriften über Wahlberechtigung und Wählbarkeit mindeſtens 
zweimal in dem für die amtlichen Bekanntmachungen der unteren Verwaltungsbehörde be⸗ 
ſtimmten Blatte bekannt; das Muſter einer Bekanntmachung iſt in Anlage 1 beigefügt. 

Zwiſchen der erſten Bekanntmachung und dem Wahltag, bei mehreren Wahltagen dem 
erſten, muß eine Friſt von mindeſtens ſechs Wochen liegen. 

Als verſicherte Angeſtellte im Sinne dieſer Beſtimmungen gelten die Perſonen, die 
nach § 188 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte verpflichtet ſind, ſich eine Verſicherungs⸗ 
karte ausſtellen zu laſſen. 

8 3. 

Die Wahlen der Vertrauensmänner aus den Arbeitgebern und den verſicherten An⸗ 
geſtellten können zu verſchiedenen Zeiten ſtattfinden. 

Die wahlberechtigten Arbeitgeber nehmen nur an der Wahl der Vertrauensmänner 
aus den Arbeitgebern, die wahlberechtigten verſicherten Angeſtellten nur an der Wahl der 
Vertrauensmänner aus den verſicherten Angeſtellten teil. 


§ 4. 
„Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme. Jedoch haben Arbeitgeber, die mehr als 
fünfzig, aber nicht mehr als hundert verſicherte Angeſtellte beſchäftigen, zwei Stimmen. 
Bin je weitere angefangene hundert verſicherte Angeſtellte erhöht fich die Zahl um eine 
imme. 
Kein Arbeitgeber hat mehr als zwanzig Stimmen. 


8 5. 
Ai als Arbeitgeber ſind — wenn ſie nicht als Angeſtellte wahlberechtigt 
find — aud 
1. die geſetzlichen Vertreter geſchäftsunfähiger und beſchränkt geſchäftsfähiger natür⸗ 
licher Perſonen, 
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2. bei juriſtiſchen Perſonen die Mitglieder des Vorſtandes, bei Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung die Geſchäftsführer, bei anderen Handelsgeſellſchaften die 
perſönlich haftenden Geſellſchafter, ſoweit ſie nicht von der Vertretung aus⸗ 
geſchloſſen ſind. Sind hiernach für eine juriſtiſche Perſon oder Geſellſchaft 
mehrere wahlberechtigte Perſonen vorhanden, ſo darf nur eine von ihnen das 
Wahlrecht ausüben. 


Sind Reich oder Staat Arbeitgeber, ſo kann für das Reich der Reichskanzler, für den 
Staat die oberſte Verwaltungsbehoͤrde über die Ausübung des Wahlrechts das Nähere 
beſtimmen. 

8 6. 

Wählbar als Arbeitgeber find auch die im § 5 Abj. 1, 2 bezeichneten Perſonen, ferner 

die bevollmächtigten Betriebsleiter ſämtlich, wenn ſie nicht als Angeſtellte wählbar ſind. 


SM 
In den Bekanntmachungen (8 2 Abſ. 1, 2) find die Wahlberechtigten aufzufordern, für 
die Wahl Vorſchlagsliſten bis ſpäteſtens 3 Wochen vor dem Wahltag, bei mehreren Wahl⸗ 
tagen vor dem erſten Tage, dem Wahlleiter einzureichen. Zugleich ſind ſie darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß nur für unveränderte Vorſchlagsliſten geſtimmt werden darf. 


E 

Die Vorſchlagsliſten find für die Arbeitgeber und die verſicherten Angeſtellten getrennt 
aufzuſtellen. Jede Vorſchlagsliſte ſoll mindeſtens fo viel Namen enthalten, als Vertrauens⸗ 
männer und Erſatzmänner (§ 145 Abſ. 2, § 150 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte) 
zu wählen find; fie darf hoͤchſtens die doppelte Anzahl ſolcher Namen aufweiſen. 

Die Vorgeſchlagenen ſind nach Vor⸗ und Zunamen, Stand oder Beruf und Wohnort 
zu bezeichnen und in erkennbarer Reihenfolge aufzuführen. Mangels anderer ausdrücklicher 
Erklärung wird angenommen, daß die an erſter Stelle Aufgeführten als Vertrauensmänner 
vorgeſchlagen werden. 

Die Vorſchlagsliſten müſſen von mindeſtens fünf Wahlberechtigten unter Benennung 
eines für weitere Verhandlungen bevollmächtigten Vertreters unterſchrieben ſein. 


Der Wahlleiter kann einen Nachweis über die Wahlberechtigung der Unterzeichner 
verlangen. 
8 9. 


Die Vorſchlagsliſte fol die Wählervereinigung, von der fie ausgeht, nach unter, 
ſcheidenden Merkmalen kenntlich machen. 

Iſt die Wählervereinigung nicht kenntlich gemacht und kommt der Vertreter der Auf⸗ 
forderung dies nachzuholen nicht binnen einer vom Wahlleiter beſtimmten Friſt nach, fo 
bezeichnet der Wahlleiter den Vorſchlag ($ 12 Abi. 1). 


§ 10. 

Iſt eine Perſon auf mehreren Liſten vorgeſchlagen, ſo wird fie vom Wahlleiter auf- 
gefordert, ſich binnen einer Friſt für eine beſtimmte Liſte zu entſcheiden. Erklärt ſie ſich 
nicht innerhalb dieſer Friſt, ſo wird ihr Name auf allen Vorſchlagsliſten geſtrichen. Den 
bevollmächtigten Vertretern iſt dies unverzüglich mitzuteilen und anheimzugeben, binnen 
einer Stift Erſatzvorſchläge zu machen. Perſonen, die bereits in einer Vorſchlagsliſte out. 
geführt ſind, dürfen dabei nicht vorgeſchlagen werden. 


8 11. 

Hat ein Wähler mehrere Vorſchlagsliſten unterzeichnet, jo iſt feine Unterſchrift auf 
— — Vorſchlagsliſten zu ſtreichen; den bevollmächtigten Vertretern ($ 8 Abi. 3) ed 
falls die Beſchaffung anderer Unterſchriften an Stelle der geſtrichenen binnen einer Friſt 
zur Vermeidung der Ungültigkeit der Vorſchlagsliſten aufzugeben. 


8 12. 

Der Wahlleiter verſieht die Vorſchlagsliſten mit dem Tage des Eingan d einem 
a ges und ein 
Buchſtaben nach der Reihenfolge des Einganges. j 


e Er prüft die Vorſchlagsliſten und teilt etwaige Anftände alsbald dem bevollmächtigten 
ertreter (§ 8 Abſ. 3) mit. Zur Beſeitigung der Anſtände iſt eine Friſt zu ſetzen. 


2. 
a D — 
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ol, 

Die Vorſchlagsliſten find ungültig, wenn fie verſpätet eingereicht werden, oder wenn 
a en des § 8 Abſ. 3 nicht entſprechen und der Mangel nicht rechtzeitig be- 

oben wird. 

Iſt ein vorgeſchlagener Vertrauensmann oder Erſatzmann nicht in der im § 8 Abſ. 2 
vorgeſchriebenen Weiſe bezeichnet und konunt der bevollmächtigte Vertreter der Aufforderung, 
die Bezeichnung zu ergänzen, nicht rechtzeitig nach, fo wird der Name des unbollitändig 
Bezeichneten geſtrichen. 

Enthält eine Vorſchlagsliſte eine größere als die zugelaſſene Zahl von Vertrauens⸗ 
und Erſatzmännern, ſo werden diejenigen Vorgeſchlagenen geſtrichen, deren Namen den in 
zuläſſiger Zahl vor ihnen Genannten folgen. 


§ 14. 

Zwei oder mehr Vorſchlagsliſten können in der Weiſe miteinander verbunden werden, 
daß ſie den Vorſchlagsliſten anderer Wählervereinigungen gegenüber als eine einzige Vor⸗ 
ſchlagsliſte gelten. In dieſem Falle müſſen die Unterzeichner der Vorſchlagsliſten oder die 
bevollmächtigten Vertreter (§ 8 Abſ. 3) übereinſtimmend ſpäteſtens bis zum Ablauf des 
elften Tages vor dem Wahltag, bei mehreren Wahltagen vor dem erſten Tage, die Er⸗ 
klärung abgeben, daß die Vorſchlagsliſten miteinander verbunden ſein ſollen. Andernfalls 
iſt die Erklärung über die Verbindung ungültig. 


§ 15. 

Die Beſeitigung der Anſtände ſoll bis zum Ablauf des elften Tages vor dem Wahl⸗ 
tag, bei mehreren Wahltagen vor dem erſten Tage, beendigt ſein. 

Früheſtens neun und ſpäteſtens drei volle Tage vor dem Wahltag, bei mehreren 
Wahltagen dem erſten Tage, ſind die gültigen Vorſchlagsliſten von dem Wahlleiter gleich⸗ 
zeitig mit ihrer Bezeichnung ($$ 9, 12) öffentlich bekannt zu machen. Hierbei iſt auf die 
Zuſammengehörigkeit verbundener Vorſchlagsliſten hinzuweiſen. 


§ 16. 

Wird innerhalb der Friſt des § 7 nur eine Vorſchlagsliſte von den Arbeitgebern 
oder den verſicherten Augeſtellten eingereicht, ſo findet bei dieſer Gruppe keine Wahl ſtatt. 
Die in der Vorſchlagsliſte gültig verzeichneten Perſonen gelten in der für den Wahlbezirk 
erforderlichen Zahl in der Reihenfolge des Vorſchlags als gewählt. 


817. 
Die Wahlhandlung iſt öffentlich. 
Zum Zwecke der Stimmabgabe kann die untere Verwaltungsbehörde örtliche Stimm⸗ 
bezirke einrichten. In dieſem Falle beſtimmt fie den Vorſteher der Wahl und feinen Ver- 
treter aus der Zahl der öffentlichen Beamten. 


8 18. 

Die Wähler haben ſich über ihre Wahlberechtigung auszuweiſen. Für die verſicherten 
Angeſtellten dient die Verſicherungskarte als Ausweis, für die Arbeitgeber eine von der 
Gemeindebehörde des Betriebsſitzes ausgeſtellte Beſcheinigung nach dem Muſter in Anlage 2. 
Bei den zweiten und folgenden Wahlen nach dem Inkrafttreten des Geſetzes dürfen nur 
ſolche Verſicherungskarten als Ausweis dienen, in denen wenigſtens ein Beitrag innerhalb 
der letzten zwölf Monate vor der Wahl nachgewieſen iſt. 


9 19. 


Das Wahlrecht wird in Perſon und durch Abgabe eines Stimmzettels ausgeübt. 
Die Stimmzettel dürfen nicht unterſchrieben ſein und keinen Proteſt oder Vorbehalt ent⸗ 
halten. Sie find außerhalb des Wahlraums handſchriftlich oder im Wege der Verviel⸗ 
fältigung herzuſtellen. 

Der Wahlberechtigte darf ſein Wahlrecht uur in dem Stimmbezirk, in welchem er 
wohnt, ausüben. g 

Es kann nur für unveränderte Vorſchlagsliſten geſtimmt werden; als veränderte Vor⸗ 
ſchlagsliſten gelten auch ſolche, in welchen die Reihenfolge der Vorgeſchlagenen geändert 
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worden iſt. Es genügt, daß der Wähler die Bezeichnung der Lifte (88 9, 12) angibt, für 
die er ſich entſcheidet. Im übrigen ſind Stimmzettel, die von den Vorſchlagsliſten ab⸗ 
weichen, ungültig. 

§ 20. 

Die zur Ausübung ihres Wahlrechts Erſchienenen ſind in Liſten einzutragen, von 
denen die eine für die Arbeitgeber, die andere für die verſicherten Angeſtellten beſtimmt iſt. 
In den Liſten iſt die fortlaufende Nummer, Name und Beruf der Erſchienenen, in der Liſte 
der E Angeſtellten auch der Name des Arbeitgebers, bei dem der Verſicherte be⸗ 
ſchäftigt iſt, anzugeben. g 

Wird ein zur Wahl Erſchienener als nicht wahlberechtigt zurückgewieſen, jo ift ſein 
Name gleichwohl in der Liſte, für die er ſich angemeldet hat, aufzuführen; der Burüd- 
weiſungsgrund iſt dabei zu vermerken. 

Zur Aufnahme der Stimmzettel iſt für Arbeitgeber und verſicherte Angeſtellte je eine 
beſondere Wahlurne aufzuſtellen, in welche die Wahlberechtigten ihre Stimmzettel in einem 
verſchloſſenen Umſchlag, der mit dem Stempel der Reichsverſicherungsanſtalt verſehen iſt, 
durch die Hand des dazu beſtimmten Beamten hineinlegen. Hat ein Arbeitgeber mehrere 
Stimmen (8 4), jo hat er jeden Stimmzettel in beſonderem Umſchlag zu verſchließen. 

Die limſchläge werden von der Reichsverſicherungsanſtalt geliefert und ſind im Wahl⸗ 
raume den Wahlberechtigten zur Verfügung zu ſtellen. 


SL 
Nach Ablauf der zur Wahl feſtgeſetzten Zeit ſind nur noch die Perſonen, die bereits 
im Wahlraum anweſend find, zur Wahl zuzulaſſen. 
Alsdann wird die Wahl für geſchloſſen erklärt und auf den Liſten von dem dazu be⸗ 
ſtimmten Beamten durch Namensunterſchrift beſcheinigt, daß ſich während der feſtgeſetzten 
Zeit niemand weiter zur Ausübung des Wahlrechts gemeldet habe. 


§ 22. 

Hierauf find die Umſchläge aus den beiden Wahlurnen zu entnehmen und getrennt 
zu zählen. Ergibt ſich hierbei eine Abweichung von der in den Aſten feſtgeſtellten Zahl 
der zur Abgabe ihrer Stimme Zugelaſſenen, ſo iſt dies nebſt dem zur Aufklärung Dien⸗ 
lichen in der Niederſchrift (§ 23) zu vermerken. 

Die Umſchläge dürfen nicht geöffnet werden. 


S 23. 

Über die Wahlhandlung iſt eine Niederſchrift zu fertigen, welche Zeit und Ort der 
Wahlhandlung, die Geſamtzahl der Wähler, die abgeſtimmt haben, ferner die bei der Wahl 
ſich eiwa ergebenden Beanſtandungen, die Entſcheidungen über die Zulaſſung zur Wahl 
ſowie alle ſonſtigen Vorfälle enthält, die für die Gültigkeit der Wahl in Betracht kommen. 
vie Meggie ift vom Vorſteher der Wahl ($ 17 Abſ. 2) oder deſſen Vertreter zu unter- 

reiben. 
8 24. 
Falls die Stimmabgabe in örtlichen Stimmbezirken stattgefunden hat, werden die 
Umjchläge mit den Wählerliſten und der Niederſchrift in einem verſiegelten Paket unver⸗ 
züglich, ſpäteſtens aber am dritten Tage nach der Wahlhandlung, dem Wahlleiter überſendet. 


9 25. 

Den Arbeitgebern iſt es geſtattet, an Stelle der perſönlichen Stimmabgabe ihren 
Stimmzettel dem Se kater einer von dieſem beſtimmten Zeit blech Ge 
ſenden. Beizufügen iſt der Ausweis über die Wahlberechtigung ($ 18), der nicht zuruͤck⸗ 
E wird. Die erforderlichen Umſchläge find den Arbeitgebern von dem Vorſteher der 
Wahl ($ 17) auf Verlangen auszuhändigen. a 

Nachträglich eingehende Stimmzettel find ungültig. 


9 26. 
Zur Feſtſtellung des Wahlergebniſſes beruft der Wahlleiter vier im Wahlbezirke Wohn 


ug zu Beiſitzern; die Beiſitzer ſollen zur Hälfte aus den Arbeitgebern und zur anderen 
Hälfte aus den verſicherten Angeſtellten entnommen werden. 


Ando ge K. — 
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Der Wahlleiter verpflichtet die Beiſitzer durch Handſchlag auf gewiſſenhafte Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten. 
Der Wahlleiter und die Beiſitzer bilden den Wahlvorſtand. 


8 27. 
Der Wahlvorſtand ſtellt die Zahl der abgegebenen gültigen Stimmen und die Zahl 
der für jede Vorſchlagsliſte abgegebenen gültigen Stimmen feſt. 
Befinden ſich in einem Umſchlage mehrere Stimmzettel, ſo gelten ſie als ein Stimm⸗ 
zettel, wenn ſie gleichlautend ſind; andernfalls ſind ſie nicht zu zählen. 
Jeder gültige Stimmzettel zählt als eine Stimme. 


§ 28. 

Die Vertrauens⸗ und Erſatzmänner werden unter die Vorſchlagsliſten nach dem Ver⸗ 
hältnis der Zahl der ihnen zugefallenen Stimmen ($ 27) verteilt, und zwar in der Reihen⸗ 
folge der der Größe nach geordneten Höchſtzahlen, die ſich bei der folgenden Rechnung 
ergeben, für die in Anlage 3 als Muſter mehrere Beiſpiele beigefügt ſind. 

Die den einzelnen Vorſchlagsliſten zugefallenen Stimmenzahlen ſind in einer Reihe 
nebeneinander zu ſtellen und ſämtliche durch 1, 2, 3, 4 uſw. zu teilen. Die ermittelten 
Teilzahlen ſind nacheinander reihenweiſe unter den Zahlen der erſten Reihe aufzuführen. 
Die Teilung iſt fortzuſetzen, bis anzunehmen iſt, daß höhere Zahlen, als aus den früheren 
Reihen für die Zuweiſung von Sitzen in Betracht kommen, nicht mehr entſtehen, Bruchteile 
von Zahlen ſind wegzulaſſen. 

Zunächſt werden die Sitze für die Vertrauensmänner und danach die Sitze für die 
erſten und für die zweiten Erſatzmänner verteilt. Sind bei der Verteilung des letzten Sitzes 
der Vertrauensmänner oder der erſten oder der zweiten Erſatzmänner mehrere gleiche Zahlen 
vorhanden, ſo entſcheidet das Los über die Reihenfolge. 


8 29. 
Verbundene Vorſchlagsliſten gelten gegenüber anderen als eine einzige. 
Die auf ſie entfallenden Sitze werden dennächſt auf die einzelnen verbundenen Vor⸗ 
ſchlagsliſten nach dem im § 28 beſtimmten Verfahren verteilt. 


€ 30. 

Für die Zuweiſung der auf die einzelne Vorſchlagsliſte entfallenden Sitze an die vor⸗ 
re Bewerber iſt die Reihenfolge maßgebend, in der die Bewerber in der Liſte out, 
geführt ſind. 

Sind einer Vorſchlagsliſte mehr Sitze zuzuweiſen, als auf ihr Bewerber vorgeſchlagen 
ſind, ſo ſind alle auf ihr Vorgeſchlagenen gewählt. Die überzähligen Sitze werden unter 
die übrigen Vorſchlagsliſten durch Fortſetzung des im § 28 beſtimmten Verfahrens verteilt. 
War jedoch die Vorſchlagsliſte, für welche Sitze überzählig ſind, mit anderen Vorſchlagsliſten 
verbunden, ſo fallen die überzähligen Sitze zunächſt dieſen Vorſchlagsliſten zu. 


8 31. 

Über die Prüfung des Wahlergebniſſes ift eine Niederſchrift zu fertigen. In ihr ſind 
Zeit und Ort der Verhandlung, die Namen der Mitglieder des Wahlvorſtandes, die Geſamt⸗ 
zahl der abgegebenen gültigen Stimmen, ferner die jeder Vorſchlagsliſte und jeder Gruppe 
verbundener Vorſchlagsliſten zugefallene Stimmenzahl, die berechneten Höchſtzahlen, deren 
Verteilung auf die Vorſchlagsliſten und die Namen der Gewählten anzugeben. 
E Der Reichsverſicherungsanſtalt ift unverzüglich eine Abſchrift der Niederſchrift zu Ober, 
enden. 

8 32. 
Das Ergebnis der Wahl iſt durch den Wahlleiter ſpäteſtens eine Woche nach dem 


Wahltag in dem für die amtlichen Bekanntmachungen der unteren Verwaltungsbehörde be— 
ſtimmten Blatte bekannt zu machen. 


9 33. 


Gleichzeitig iſt es den Gewählten mit der Aufforderung mitzuteilen, ſich über die An⸗ 
nahme der Wahl zu erklären. Geht binnen einer Woche eine Erklärung nicht ein, ſo gilt 
die Wahl als angenommen. 


— 


Lehnt ein Gewählter die Wahl mit Erfolg ab (Gë 116, 153 des Verſicherungsgeſetzes 
für Angeſtellte), ſo gilt an ſeiner Stelle der auf derſelben Liſte nach ihm Vorgeſchlagene, 
noch nicht Gewählte als gewählt. $ 30 Abſ. 2 gilt entſprechend. 

Erſatzwahlen finden während der Dauer der Wahlzeit nicht ſtatt. 


§ 34. 

Die Gültigkeit der Wahl kann binnen einem Monat nach der Bekanntmachung des 
Wahlergebniſſes bei der unteren Verwaltungsbehörde angefochten werden. Auf Beſchwerde 
entſcheidet die höhere Verwaltungsbehörde endgültig. 

Die Anfechtung der Wahl hindert nicht die Ausübung des Amtes als Vertrauensmann. 


N Sin 

Die Wahl, ſei es einer, ſei es beider Gruppen, ift ungültig, wenn gegen weſentliche 
Vorſchriften über das Wahlverfahren verſtoßen und weder eine nachträgliche Ergänzung 
möglich noch nachgewieſen iſt, daß durch den Verſtoß das Wahlergebnis nicht verändert 
werden konnte. | 

Iſt die ganze Wahl ungültig, jo iſt alsbald ein neues Wahlverfahren einzuleiten. 
Iſt nur die Wahl der Arbeitgeber oder diejenige der verſicherten Angeſtellten ungültig, ſo 
iſt nur die Wahl der betreffenden Gruppe zu wiederholen. 


8 36. 

Ungültig iſt die Wahl einer Perſon, die zur Zeit der Wahl nicht wählbar war. 

Ungültig iſt die Wahl einer Perſon, von der oder zu deren Gunſten von Dritten die 
Wahl rechtswidrig (zu vergleichen insbeſondere Së 107 bis 109, 240, 339 des Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuchs) oder durch Gewährung oder Verſprechung von Geſchenken beeinflußt worden iſt, 
es ſei denn, daß dadurch das Wahlergebnis nicht verändert werden konnte. 

8 33 Abſ. 2, 3 gilt entſprechend. 

8 37. 

Von der endgültigen Feſtſtellung des Wahlergebniſſes iſt der Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt unverzüglich Mitteilung zu machen. Zugleich hat der Wahlleiter das endgültige 
Ergebnis der Wahl zu veröffentlichen. 

8 38. 
„Die Akten über die Feſtſtellung des Wahlergebniſſes und die Stimmzettel find bis 
zum Ablauf der Wahlzeit von der die Wahl leitenden Stelle aufzubewahren. 
§ 39. 


men SL Verwaltungsbehörde kann zur Ausführung dieſer Wahlordnung näheres 


Berlin, den 3. Juli 1912. 


Der Reichskanzler. 


In Vertretung. 
Delbrück. 


Anlage al. 


Muſter einer Bekanntmachung“, 


betreffend die Wahl der Vertrauensmänner und Erſatzmänner (88 145ff. des 
Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte). 


Die Wahl der Vertrauensmänner und Erſatzmänner für die Angeſtellten 
verſicherung findet ſtatt: 


für die Arbeitgeber?) 


F nr u 5 EN BEER 

SE bb don h;; mittags bis Mir ee mittags, 
für die Angeſtellten 

Uü Mm 2 ap EEN battle 2 wor a Ip ` Mee 

den o mittags bis. . Uhr mittags, 

für den Wahlkreis untfaſſerʒe·ꝛ „% 


e TE e , y ee 


een nee d 


%) Die Vertrauens- und Erſatzmänner werden je zur Hälfte aus den verſicherten An⸗ 
e e die nicht Arbeitgeber find, und aus den Arbeitgebern der verſicherten Angeſtellten 
gewählt. 
Die Vertrauens und Erſatzmnner aus den Arbeitgebern werden von den Arbeit⸗ 
gebern der verſicherten Angeſtellten, die übrigen von den verſicherten Angeſtellten gewählt. 
Wahlberechtigt ſind volljährige Deutſche, männlichen und weiblichen Geſchlechts, 
ſofern ſie zu den verſicherten Angeſtellten oder deren Arbeitgebern gehören und im Bezirke 
D A wohnen. 
der (Name des Wahlbezirkes) 
ſind Wahlberechtigt als Arbeitgeber ſind — wenn ſie nicht als Angeſtellte wahlberechtigt 
ind — auch 
1. die geſetzlichen Vertreter geſchäftsunfähiger und beſchränkt geſchäftsfähiger natür⸗ 
licher Perſonen, i N 
2. bei juriſtiſchen Perſonen die Mitglieder des Vorſtandes, bei Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung die Geſchäftsführer, bei anderen Handelsgeſellſchaften die 
perſönlich haftenden Geſellſchafter, ſoweit ſie nicht von der Vertretung aus⸗ 
geſchloſſen find. Sind hiernach für eine juriſtiſche Perſon oder Geſellſchaft 
mehrere wahlberechtigte Perſonen vorhanden, ſo darf nur eine von ihnen das 
Wahlrecht ausüben. 


) Dieſe Bekanntmachung ift mindeſtens zweimal in dem für die amtlichen Bekanntmachungen der 
unteren Verwaltungsbehörde beſtimmten Blatte zu erlaſſen. Zwiſchen der erſten Bekanntmachung und dem 
Wahltag (beziehungsweiſe dem erſten Wahltag) muß eine Friſt von mindeſtens ſechs Wochen liegen. 

) Die Wahlen können auch zu gleicher Zeit ftattfinden. 

3) Die Klammer bedeutet, daß die untere Verwaltungsbehörde beſtimmen kann, ob die Stimmabgabe 
an einem Tage oder an mehreren Tagen ſtattfinden ſoll. Die untere Verwaltungsbehörde kann unter den 
mehreren Faſſungen wählen. ö 

4) Die in Klammern |] ftehenden Ausführungen können geſtrichen werden, wo ein Bedürfnis für eine 
eingehendere Belehrung nicht beſteht. 
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Wählbar find nur Verſicherte, die nicht Arbeitgeber ſind, und Arbeitgeber der ver⸗ 
ſicherten Angeſtellten, die im Bezirke der 1 (ame des Wahlbezite nm n 
oder beſchäftigt werden oder ihren Betriebsſitz haben. 

Wählbar als Arbeitgeber ſind — wenn ſie nicht als Angeſtellte wählbar ſind — auch: 

1. die geſetzlichen Vertreter geſchäftsunfähiger und beſchränkt geſchäftsfähiger natür⸗ 
licher Perſonen, 

2. die Mitglieder des Vorſtandes einer juriſtiſchen Perſon, die Geſchäftsführer einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, die perſönlich haftenden Geſellſchafter bei 
anderen Handelsgeſellſchaften, ſoweit ſie nicht von der Vertretung ausgeſchloſſen ſind, 

3. die bevollmächtigten Betriebsleiter. 

Weder wahlberechtigt noch wählbar iſt, wer 

1. infolge ſtrafgerichtlicher Verurteilung die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Amter verloren hat oder wegen eines Verbrechens oder Vergehens, das den 
Verluſt dieſer Fähigkeiten zur Folge haben kann, verfolgt wird, falls gegen ihn 
das Hauptverfahren eröffnet iſt, 

2. infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über fein Vermögen be- 
ſchränkt iſt. 


Angeſtellte, die nach $ 390 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte von der Beitrags⸗ 
leiſtung befreit find, ſind ſowohl wahlberechtigt als auch wählbar. 

Gewählt wird ſchriftlich nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. 

Die Wahlberechtigten werden aufgefordert, Vorſchlagsliſten für die Wahl bis 
ſpäteſtens drei Wochen vor dem Wahltag, bei mehreren Wahltagen vor dem erſten bei dem 
unterzeichneten Wahlleiter . g, einzureichen. 

Die Vorſchlagsliſten ſind für die Arbeitgeber und die verſicherten Angeſtellten getrennt 
aufzustellen. Jede Vorſchlagsliſte ſoll mindeſtens ſoviel Namen enthalten, als Vertrauens⸗ 
männer und Erſatzmänner zu wählen ſind; ſie darf höchſtens die doppelte Zahl ſolcher 
Namen aufweiſen. 

Die Vorgeſchlagenen ſind nach Vor⸗ und Zunamen, Stand oder Beruf und Wohnort 
zu bezeichnen und in erkennbarer Reihenfolge aufzuführen. Mangels anderer ausdrücklicher 
Erklärung wird angenommen, daß die an erſter Stelle Aufgeführten als Vertrauensmänner 
vorgeſchlagen werden. 

Die Vorſchlagsliſten müſſen von mindeſtens fünf Wahlberechtigten unter Benennung 
eines für weitere Verhandlungen bevollmächtigten Vertreters unterſchrieben ſein. 

„Die Vorſchlagsliſte ſoll die Wählervereinigung, von der ſie ausgeht, nach unter⸗ 
ſcheidenden Merkmalen kenntlich machen. 

Hat ein Wähler mehrere Vorſchlagsliſten unterzeichnet, ſo wird ſeine Unterſchrift auf 
allen Vorſchlagsliſten geſtrichen. 

Die Vorſchlagsliſten ſind ungültig, wenn ſie verſpätet eingereicht werden oder wenn 
fie nicht vorſchriftsmäßig unterſchrieben find und der Mangel nicht rechtzeitig behoben wird. 

Zwei oder mehr Vorſchlagsliſten können in der Weiſe miteinander verbunden werden, 
SH fie den Vorſchlagsliſten anderer Wählervereinigungen gegenüber als eine einzige Vor⸗ 
\ hlagsliſte gelten. In dieſem Falle müfjen die Unterzeichner der Vorſchlagsliſten oder die 

evollmächtigten Vertreter übereinſtimmend ſpäteſtens bis zum Ablauf des elften Tages 
Ge Dem (erſten) Wahltag die Erklärung abgeben, daß die Vorſchlagsliſten miteinander 
verbunden ſein ſollen. Andernfalls iſt die Erklärung über die Verbindung ungültig. 

Wird von den Arbeitgebern oder von eh ict bet bis zum 
e c . . nur eine Vorſchlagsliſte eingereicht, ſo findet für die betreffende 
an 1 5 Wahl ſtatt. Die in der Vorſchlagsliſte gültig verzeichneten Perſonen gelten 

n in der für den Wahlbezirk erforderlichen Zahl in der Reihenfolge des Vorſchlags als 

von dieſer Gruppe gewählt. 
An 1 Wähler haben ſich über ihre Wahlberechtigung auszuweiſen. Für die verſicherten 
Gene 15 dient die Verſicherungskarte als Ausweis), für die Arbeitgeber eine von der 
Arbeit e SE (dem Gutsvorſteher) des Betriebsſitzes ausgeſtellte Beſcheinigung. Die 
geber werden aufgefordert, ſich die Beſcheinigung ausſtellen zu Lafjen?). 


0 Bei den b H 8 g fi 
; zweiten und folgenden Wahlen iſt zuzuſetzen: „falls in d igſtens ein Bettrag 
innerhalb der letzten zwölf Monate vor der Wahl nachgewieſen el ole 


) Em Mufter für die Beſcheinigung iſt in der Anlage 2 abgedruckt. 
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Das Wahlrecht wird in Perſon und durch Abgabe eines Stimmzettels ausgeübt. Die 
Stimmzettel dürfen nicht unterſchrieben ſein und keinen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 
Sie ſind außerhalb des Wahlraums handſchriftlich oder im Wege der Vervielfältigung 
herzuſtellen. 

Den Arbeitgebern iſt es geſtattet, an Stelle der perſönlichen Stimmabgabe ihren 
Stimmzettel dem Wahlleiter unter Beifügung des Ausweiſes über ihre Wahlberechtigung 
brieflich einzuſenden. Die erforderlichen Umſchläge erhalten die Arbeitgeber auf Verlangen 
von dem Vorſteher der Wahl des örtlichen Stimmbezirkes ausgehändigt. Der Brief muß 
r vo ea een bei der unterzeichneten Behörde eingegangen ſein. Nach⸗ 
träglich eingehende Stimmzettel ſind ungültig. 

Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme. Arbeitgeber, die mehr als fünfzig, aber 
nicht mehr als hundert verſicherte Angeſtellte beſchäftigen, haben zwei Stimmen. Für je 
weitere angefangene hundert verſicherte Angeſtellte erhöht ſich die Zahl um eine Stimme. 
Kein Arbeitgeber hat mehr als zwanzig Stimmen. 

Hat ein Arbeitgeber mehrere Stimmen, ſo hat er jeden Stimmzettel in einem beſon⸗ 
deren Umſchlag zu verſchließen. 

Enthält ein Umſchlag mehrere Stimmzettel, ſo gelten ſie als ein Stimmzettel, wenn 
ſie gleichlautend ſind; andernfalls ſind ſie ungültig. 

Der Wahlberechtigte darf ſein Wahlrecht nur in dem Stimmbezirk, in dem er wohnt, 
ausüben. 

Es kann nur für unveränderte Vorſchlagsliſten geſtimmt werden; auch die 
Reihenfolge der Vorgeſchlagenen in der Vorſchlagsliſte darf nicht geändert werden. 

i) Ungültig iſt die Wahl einer Perſon, die zur Zeit der Wahl nicht wählbar war. 

Ungültig iſt ferner die Wahl einer Perſon, von der oder zu deren Gunſten von 
Dritten die Wahl rechtswidrig (8$ 107 bis 109, 240, 339 des Reichsſtrafgeſetzbuchs) oder 
durch Gewährung oder Verſprechung von Geſchenken beeinflußt worden iſt, es ſei denn, 
daß dadurch das Wahlergebnis nicht verändert worden iſt. 


„„ p TIL LEE 


(Unterſchrift.) 


) Die in Klammern | ] ſtehenden Ausführungen können geſtrichen werden, wo ein Bedürfnis für eine 
eingehende Belehrung nicht beſteht. 


Anlage a 2. 


Muſter 
für die Beſcheinigung der Arbeitgeber gemäß § 149 des Verſicherungsgeſetzes 
für Angeſtellte. 


CTV eg EE SECEE Sieg. 
FF (Name des Arbeitgeber) n “VT 
wird beſcheinigt, daß ſie regelmäßig mindeſtens einen Fass „ aber nicht 
mehr ß MR ) verſicherteln) Angeſtellteln) nach dem Verſicherungsgeſetze für An⸗ 
geſtellte vom 20. Dezember 1911 beſchäftigt. — l 
ER DE ec PR 
(L. S.) IR N RR EN. 


(Unterſchrift der Gemeindebehörde oder des Gutövorftehers,) 
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Anlage aB 


Muſter 


der Rechnung nach SE 25 bis 27 der Wahlordnung. 


1. Beiſpiel. 
Es ſeien für die Arbeitgeber⸗(Angeſtellten⸗) Gruppe 4 Vertrauensmänner und 8 Erſatz⸗ 
männer zu wählen. Für die Wahlen ſeien fünf Liſten A, B, C, D, E aufgeſtellt. Es ſeien 
Stimmen entfallen auf 


A B 0 D E 
6212 5626 1224 968 912 
Die Bildung der Teilzahlen hat folgendes Ergebnis: 
Teilung durch A B 0 D E C+D+E 
db 6112 5626 1224 968 912 3104 
2. 3106 2813 612 484 456 1552 
Si 2070 1875 408 322 304 1034 
4. 1553 1406 306 242 228 776 
5. 1242 1125 244 193 182 620 
6. 1035 937 204 161 152 517 
10 


I. Ordnung der Höchſtzahlen bei unverbundenen Liſten 


1. 6212 (Liſte AN 5. 2070 Die A) 
2. 5626 (Lifte B h 1875 (Liſte B b 
3. 9100 (e a) Vertrauensmännerſitze 7. 1553 GIS 10 Erſte Erſatzmännerſitze 
4. 2813 (Liſte B) b 8. 1406 (Liſte B) 
9. 1242 (Liſte A) 
224 (ite C g 5 . 
Ka 1 5 e 50 (Zweite Erſatzmännerſitze 
12. 1035 (Lifte A) 
Demnach kommen auf 
Sitz Nr. 1 Sitz Nr. 2 Sitz Nr. 3 Sitz Nr. 4 
Vertrauensmännenr - - A B A B 
Erſte Erſatzmänner + A B A B 
Zweite Erſatzmänner A 0 B A 
U. Ordnung der Höchſtzahlen bei Verbindung der Liſten C, D und E 
1. 6212 (Liſte A) b 5. 2813 (Liſte B)) 
2. 5626 (Liſte B) Ji . 6. 2070 (Lifte A) 
3. 3106 (Liſte A) Vertrauensmännerſize 7 1875 (Lifte B) Erſte Erſatzmännerſitze 
4. 3104 (Liſte CD E) 8. 1553 (Liſte A) 


9. 1552 (Liſte C D P 
10. Alte B ; o 
Si 1245 ik a (Zweite Erſatzmännerſitze 
12. 1125 (Xifte B) 
Demnach kamen auf f 
a Sitz Nr. 1 Sitz Nr. 2 Sitz Nr. 3 Sitz Nr. 4 
ertrauensmänner A B A d ifte (O 
Erſte Erſatmänner i A B ere 


f Ki B A 
Zweite Erſatzmänner .. verbundene Liſte (D) B A B 
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II. Beiſpiel. 


Es ſeien für die Arbeitgeber⸗(Angeſtellten⸗) Gruppe 3 Vertrauensmänner und 6 Erſatz⸗ 
männer zu wählen. Für die Wahlen ſeien 4 Liſten A, B, C, D aufgeſtellt. Es ſeien 
Stimmen entfallen auf 


A B OG D 
6212 952 946 942 
Die Bildung der Teilzahlen hat folgendes Ergebnis: 
Teilung durch A B 0 D B-FC+D 

ie 6212 952 946 942 2840 
2. 3106 476 473 471 1420 
3. 2070 317 315 314 946 
4. 1553 238 236 235 710 
Dr 1242 190 189 188 568 
6, 1035 158 157 157 473 


J. Ordnung der Höchſtzahlen bei unverbundenen Liſten 


1. 6212 N 1 
2. 3106 | (Lifte A) Vertrauensmänuerſitze 5. 1242 (Liſte A) Erſte Erſatzmännerſitze 
3. 2070 6. 1035) 


7. 952 (Liſte B) 
8. 946 (Liſte 0 Boe Erſatzmännerſitze 
9. 942 (Liſte Di 
Demnach kommen auf 

Nr. 1 Sitz Nr. 2 Sitz Nr. 3 
Vertrauensmänner. A A A 
Erſte Erjagmänner . . . A AN A 
Zweite Erfagmänner . B C D 


II. Ordnung der Höchſtzahlen bei Verbindung der Liſten B, 6, D 


1. 6212 (Liſte A) 4. 2070 (Lifte A) 
2. 3106 (Liſte A) | GE 5. 1553 (Liſte A) | Erſte 
3. 2840 (Liſte BC p)] männerſitze 6. 1420 (Liſte B 0 L b)] Erſatzmämnerſize 
7. 1242 (Liſte A) 9 
8. 1035 (Liſte A) 6 Zweite 45 
9. 946 (Liſte B+ U + pl Erſatzmännerſitze 
Demnach kommen auf 
Sitz Nr. 1 Sitz Nr. 2 Sitz Nr. 3 
Vertrauensmännenr A A verbundene Liſte (B) 
Erſte Erſatznänner A A verbundene Liſte (C) 
Zweite Erſatzmänner - - A A verbundene Liſte (J). 
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Anlage b. 


Auf Grund des § 194 Abſ. 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. De⸗ 
zember 1911 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 989) erlaſſe ich folgende 


Anweiſung für die Ausgabeſtellen der Angeſtelltenverſicherung. 


I. Teil. 
Ausgabeſtellen, Vordrucke der Karten. 


1. Die Ausgabe und die Annahme der Aufnahmekarten, die Ausſtellung der Ver⸗ 
ſicherungskarten ($ 188) ſowie der Erſatz von Verſicherungskarten ($ 190, § 195 Abſ. 1, 
§ 197) ) erfolgt durch die Ortspolizeibehörden, in Gemeinden mit Königlicher Polizei— 
verwaltung durch die Gemeindevorſtände (Ausgabeſtellen). 

In Ortspolizeibezirken, die mehrere Gemeinden oder ſelbſtändige Gutsbezirke um⸗ 
faſſen, können die Ortspolizeibehörden mit Genehmigung des Landrats oder, ſoweit die 
Ortspolizei von den Landräten wahrgenommen wird, mit Genehmigung des Regierungs⸗ 
präſidenten dieſe Obliegenheiten den Gemeinden (Gutsbeſitzern) übertragen. 

Sofern für die Verwaltung der Ortspolizei oder für die Verwaltung ſtädtiſcher An⸗ 
gelegenheiten beſondere örtliche Bezirke (Reviere) beſtehen, ſind die Vorſteher dieſer Bezirke 
zur Ausgabe der Karten verpflichtet. 

Bildet der Gemeindevorſtand ein Kollegium, ſo hat er für die Wahrnehmung des 
Kartengeſchäfts beſondere Beamte zu beſtellen. Dieſe ſind befugt, ein Siegel zu führen, 
das den Preußiſchen Adler und die Umſchrift: „Aus gabeſtelle der Angeſtellten— 
Deelt nv site? enthält. 

In Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern ſind die Geſchäftsräume der Aus⸗ 
gabeſtellen äußerlich durch Anbringung von Tafeln mit der Aufſchrift: „Ausgabeſtelle 
der Angeſtelltenverſicherung“ kenntlich zu machen; die Buchſtaben der Aufſchrift müſſen 
eine Höhe von mindeſtens 10 cm haben. 


2. Verpflichtet zur Ausgabe der Karten iſt die Stelle, in deren Bezirk der Verſicherte 
bei Stellung des Antrags auf Ausgabe einer Karte beſchäftigt iſt. 
Findet die Beſchäftigung vorübergehend im Ausland, aber in einem Betriebe ſtatt, 
deſſen Sitz im Inland belegen ift, fo iſt zur Ausgabe der Karte die Stelle verpflichtet, in 
deren Bezirk der Sitz des Betriebs belegen iſt. 


3. Angeſtellten mit einem Jahresarbeitsverdienſt von 5000 1 bis unter 10 000 M, 
die ſich nach § 394 verſichern wollen, iſt der Eintritt in die Verſicherung nur im erſten 
Jahre nach dem Inkrafttreten des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes geſtattet. Dasſelbe Recht 
ſteht Perſonen zu, die in ihrem Betriebe regelmäßig höchſtens drei verſicherungspflichtige 
Perſonen beſchäftigen, vorausgeſetzt, daß ſie in mindeſtens dreißig Kalendermonaten eine 
den Beſtimmungen des § 1 entſprechende Beſchäftigung ausgeübt haben. In beiden Fällen 
iſt die Ausgabeſtelle erſt dann zur Ausgabe der Karten berechtigt und verpflichtet, wenn 
die Reichsverſicherungsanſtalt den Eintritt in die Verſicherung genehmigt hat. 


4. Die Vordrucke der Aufnahme und Verſicherungskarten find durch die Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers vom 29. Juni 1912 (RGBl. S. 408) bekannt gegeben. 


— — 


) Im folgenden mit „Ausgabe von Karten“ bezeichnet. 
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II. Teil. 
Aufnahmekarten und Verſicherungskarten. 


1. Abſchnitt. 
Ausſtellung der erſten Verſicherungskarte. 


5. Die erſte Karte wird Perſonen ausgeſtellt, welche auf Grund des Verſicherungs⸗ 
zwanges (88 1, 3, 4) oder im Falle der freiwilligen Verſicherung (88 204, 394) neu in die 
Verſicherung bei der Reichsverſicherungsanſtalt eintreten. 

Zu dieſem Zwecke hat ſich der Verſicherte zunächſt von der Ausgabeſtelle Vordrucke 
einer Aufnahme- und einer Verſicherungskarte nebſt der dazu gehörigen Belehrung geben 
zu laſſen; er hat beide Vordrucke — die Verſicherungskarte jedoch nur bis zum erſten 
Strich — genau auszufüllen und durch ihre Einreichung bei der Ausgabeſtelle die Aus⸗ 
ſtellung der Verſicherungskarte zu beantragen. Auf Antrag von Arbeitgebern kann die 
Ausgabeſtelle dieſen die erforderliche Zahl von Vordrucken der Aufnahme- und Verſiche⸗ 
rungskarte nebſt Abdrucken der dazu gehörigen Belehrung für ihre Angeſtellten überweiſen. 

Die Ausgabeſtelle prüft, ob die Aufnahmekarte und die Verſicherungskarte vollſtändig 
ausgefüllt find und ob die beantragende Perſon verſicherungspflichtig oder zur freiwilligen 
Verſicherung berechtigt iſt, und ſtellt demgemäß die Verſicherungskarte aus. 

6. Beſtehen Zweifel über die Verſicherungspflicht, die ſich ohne weitläufige Erhebungen 
nicht beſeitigen laſſen, ſo iſt die Ausſtellung der Karte zunächſt abzulehnen und die Reichs⸗ 
verſicherungsanſtalt unter Mitteilung der Gründe um eine baldige Außerung zu erſuchen. 

Die Ausgabeſtelle kann in dieſen Fällen dem Autragſteller eine Beſcheinigung über 
die Stellung des Antrags erteilen. 

Widerſpricht die Reichsverſicherungsanſtalt nicht innerhalb 6 Wochen, ſo hat die Aus⸗ 
gabeſtelle die Karte auszustellen. Bei Widerſpruch iſt der Antragſteller hiervon zu benach⸗ 
richtigen und, wenn er auf ſeinem Antrag beharrt, die Sache als Streitigkeit im Sinne 
des § 210 kurzer Hand an den Rentenausſchuß abzugeben und die endgültige Erledigung 
dieſer Streitigkeit abzuwarten. Je nach dem Ergebnis dieſes Verfahrens iſt die Ausſtellung 
der Karte, ſofern ſie noch nicht erfolgt war, vorzunehmen oder endgültig abzulehnen. War 
die Karte bereits ausgeſtellt, ſo iſt nötigenfalls ihre Einziehung zu veranlaſſen. Wegen 
der Vernichtung der Marken und Rückzahlung zuviel geleiſteter Beiträge hat der Renten⸗ 
ausſchuß nach § 212 das Erforderliche zu veranlaſſen. Wird die Ausſtellung der Karte 
aus anderen Gründen als wegen Zweifels über die Verſicherungspflicht endgültig abgelehnt, 
jo ſteht dem Antragſteller die Beſchwerde im Aufſichtswege zu. 

7. Iſt in der Aufnahmekarte der Antrag wegen Befreiung des Angeſtellten von der 
Beitragsleiſtung gemäß § 390 geſtellt, jo hat die Ausgabeſtelle 

a) in Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern zunächſt die von dem Antrag⸗ 
ſteller vorzulegenden Verſicherungsſcheine, Aufnahmeſcheine, Prämienquittungen 
und dergleichen aus den beiden letzten Jahren, eingehend zu prüfen und auf 
Grund dieſer Prüfung vorläufig zu entſcheiden, ob der Antrag begründet ift; 
die Befreiung oder Nichtbefreiung iſt durch Unterſchrift in der Aufnahmekarte 
zu beſcheinigen; N 

b) in allen übrigen Fällen die Aufnahmekarten nebſt den vorbezeichneten Unter⸗ 
lagen der Reichsverſicherungsanſtalt zur Außerung über den Antrag einzureichen. 
Entſprechend dieſer Außerung iſt die Befreiung oder Nichtbefreiung zu be- 
ſcheinigen. 

Einen Vermerk über die Befreiung erhält auch die Vorderſeite der Verſicherungskarte. 

Über die Befreiung entſcheidet, falls die Reichsverſicherungsanſtalt oder der Antrag⸗ 
ſteller mit der vorläufigen Entſcheidung der Ausgabeſtelle nicht einverſtanden iſt, der Renten⸗ 
ausſchuß (§ 210). 

8. Bei der Ausfüllung der Vordrucke iſt folgendes zu beachten. 


J. Aufnahmekarten. 
Die Aufnahmekarte iſt von dem Verſicherten ſelbſt auszufüllen mit Ausnahme des 
letzten Abſchnitts der Rückſeite; die Ausgabeſtelle hat darauf zu achten, daß die Ausfüllung 
erſchöpfend und nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften erfolgt. 
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Als Nummer der Verſicherungskarte ift diejenige anzugeben, welche die auszuſtellende 
Verſicherungskarte erhalten ſoll. 8 

Sodann ſind Vor⸗ und Zuname, Geburtstag und Geburtsjahr, Geburtsort, Kreis 
bezw. Amt und Staat, in welchem der Geburtsort belegen iſt, Wohnort nebſt Straße und 
Hausnummer und Poſtanſtalt des Antragſtellers einzutragen; der Zuname iſt zu unter⸗ 
ſtreichen. Bei Frauen iſt auch der Geburtsname einzutragen. 

Bei Angabe der Verufsſtellung und des Berufs iſt neben der allgemeinen Bezeichnung 
wie Prokuriſt oder Buchhalter auch der beſondere Berufszweig, in dem der Antragſteller 
bei Ausſtellung der Karte beſchäftigt iſt, anzugeben z. B. Bankbeamter. 

Ferner iſt im 2. Abſchnitt bei Angabe des Arbeitgebers der Name: z. B. Aktien⸗ 
geſellſchaft für Anilinfabrikation und die Betriebsart: z. B. chemiſche Induſtrie, der Ort 
des Betriebs des Arbeitgebers, bei mehreren Betriebsorten derjenige, in welchem der An⸗ 
tragſteller beſchäftigt iſt, mit genauer Anführung der Straße und Hausnummer, des Kreiſes 
bezw. Amtes und des Staates, in welchem dieſer Ort belegen iſt, ſowie der Poſtſtation 
und der Oberpoſtdirektion, zu welchen der Ort gehört, zu benennen. 

Unter Familienangehörigen ſind die Ehegattin, der Ehegatte und die ſämtlichen Kinder 
unter 18 Jahren nach Rufnamen — die Ehefrau mit Angabe des Geburtsnamens —, Ge⸗ 
ſchlecht, Geburtstag, Monat und Jahr aufzuführen. Als Kinder ſind nicht nur die aus 
der beſtehenden oder einer früheren Ehe des Antragſtellers hervorgegangenen, ſondern auch 
die durch nachfolgende Ehe (Gë 1719 bis 1722 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) oder Ehelich⸗ 
keitserklärung (88 1723 flg. a. a. O.) legitimierten und die an Kindesſtatt angenommenen 
(Gë 1741 flg. a. a. O.) Kinder, ferner uneheliche Kinder weiblicher Antragſteller anzugeben. 

Die Rubrik „zur Nachprüfung des Kontos des Angeſtellten“ iſt vom Verſicherten 
erſt beim Antrag auf eine zweite oder weitere Verſicherungskarte auszufüllen. Hier ſind 
die aus den alten Karten nachgewieſenen Beiträge und zwar geordnet nach den Gehalts⸗ 
klaſſen des § 17 oder im Falle des § 177 die einzelnen Beiträge einzutragen, damit die 
Reichsverſicherungsanſtalt ihr Konto mit den Angaben des Verſicherten vergleichen und 
etwaige Unſtimmigkeiten aufklären kann. 


Beiſpiel: 


Es ſind bisher Beiträge nachgewieſen 


das Stick | be PE Karten in der letzten Karte Zahl | Zuſammen 

zu of Zahl aM Zahl Bi Zahl 22 
4,0 36 172,80 | 36 172,80 
6,80 20 136,00 — — 20 136,00 
9,60 30 288,00 30 288,00 60 576,00 
13,20 „ee — 18 | 237,60 18 237,60 
zu 8% 10 160,00 — | — 10 160,00 
144 1282,40 


Die drei letzten Fragen auf der Vorderſeite der Aufnahmekarte find nur mit ja oder 
nein zu beantworten. 

a Auf der Nückfeite der Aufnahmekarte iſt gegebenenfalls der Antrag auf Grund des 
d 390 auf Befreiung von der Beitragsleiſtung zu ſtellen unter genauer Bezeichnung der 
Lebeusverſicherungsunternehmungen, mit denen vor dem 5. Dezember 1911 Lebens⸗ 
Dafuperungsverträge geſchloſſen worden find, der Nummern der Verſicherungsſcheine, des 
= SS des Abſchluſſes und der Wirkſamkeit der einzelnen Verträge und des Jahresbetrags 
ei Va des Angeſtellten ohne Abzug einer etwaigen Dividende. Wird der Antrag 
9 d i, ſo hat der Antragſteller den Verſicherungsſchein, Aufnahmeſchein, Prämien⸗ 
gutttungen uſw. aus den beiden letzten Jahren der Ausgabeſtelle zur Prüfung des Be⸗ 
Heiumgsantrags mit der Aufnahmekarte vorzulegen. Sie find dem Antragſteller nach Ent- 
eg Sg zurückzugeben. Der am Schluffe der Rückſeite befindliche Vermerk it, wenn ein 
Sie di auf Befreiung gemäß § 390 vorliegt, von der Ausgabeſtelle unter Beidrückung des 
nickt bor Ellen und zu unterſchreiben. Liegt ein Antrag auf Befreiung gemäß $ 390 

yr vor, fo wird die Rückseite der Aufnahmekarte nicht ausgefüllt. 
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II. Verſicherungskarten. 


Die Verſicherungskarten ſind bis zum erſten Strich von dem Verſicherten, im übrigen 
von der Ausgabeſtelle auszufüllen. In den erſten Abſchnitt der Außenſeite ſind Vor⸗ und 
Zuname (bei Frauen auch der Geburtsname), Geburtstag und Jahr, Geburtsort nebſt 
Kreis bezw. Amt, in welchem er belegen iſt, Wohnort nebſt Straße und Hausnummer, 
Berufsſtellung und Beruf einzutragen. Hierfür gilt das Gleiche, was bei Ausfüllung der 
Aufnahmekarte zu beachten iſt. Der Zuname iſt zu unterſtreichen. 

Der zweite Abſchnitt iſt auszufüllen, je nachdem der Verſicherte von der Beitrags⸗ 
leiſtung befreit worden iſt oder nicht. Hat er keinen Antrag gemäß § 390 geſtellt, oder 
iſt der Antrag abgelehnt, dann iſt mit „nein“ zu antworten. Hat er dagegen den 
1 § 390 geſtellt und iſt demſelben ftattgegeben worden, dann iſt mit „ja“ zu 
antworten. 

In Abſchnitt 3 iſt unter Beidrückung des Siegels der Tag der Ausſtellung der Ver⸗ 
ſicherungskarte einzurücken. 


9. Unmittelbar nach der Ausſtellung iſt die Verſicherungskarte auszuhändigen oder 
dem Verſicherten durch Vermittlung des Arbeitgebers zuzuſtellen. Die unbefugte Zurück⸗ 
behaltung der Verſicherungskarte macht nicht nur für alle Nachteile, welche dem Verſicherten 
daraus entſtehen, verantwortlich, ſondern iſt auch ſtrafbar ($ 199, $ 341 Nr. 2). 


2. Abſchnitt. 
Erſatz der Verſicherungskarten. 


10. Die Verſicherungskarte ſoll in der Regel durch eine neue erſetzt werden, wenn 
die für die Eintragung der Beiträge (Einklebung der Beitragsmarken) beſtimmten Felder 
Ze find, ſpäteſtens aber vor Ablauf von 5 Jahren ſeit Ausſtellung der Karte 
(§ 195 Abſ. 1). 


11. Verlorene, unbrauchbar gewordene oder zerſtörte Verſicherungskarten werden 
durch neue erſetzt. 


12. Auch ſonſt ſteht es dem Verſicherten jederzeit frei, unter Vorlegung einer neuen 
Aufnahmekarte eine neue Verſicherungskarte zu verlangen (8 190). 


13. Zum Zwecke des Erſatzes der Verſicherungskarte hat ſich der Verſicherte Vor⸗ 
drucke einer Aufnahme- und einer Verſicherungskarte nebſt der dazu gehörigen Belehrung 
geben zu laſſen; beide find genau auszufüllen — die Verſicherungskarte jedoch nur bis zum 
erſten Strich — und alsdann der Ausgabeſtelle einzureichen. 


14. Die neue Karte wird in den Fällen der Ziffern 10 und 12 ſofort nach den für 
die Ausſtellung der erſten Karte maßgebenden Vorſchriften (Ziffern 5 bis 8) ausgeſtellt. 
Jedoch gelten folgende Beſonderheiten: 


I. Die Ausſtellung der neuen Karte darf in der Regel von einer beſonderen Feſt⸗ 
ſtellung darüber, ob zurzeit die Verſicherungspflicht beſteht, nicht abhängig gemacht werden. 
Vielmehr hat im allgemeinen jeder Inhaber einer Verſicherungskarte Anſpruch auf ihren 
Erſatz. Nur in ſolchen Fällen iſt die Ausſtellung einer neuen Karte abzulehnen, in denen 
die Ausgabeſtelle die pflichtmäßige Überzeugung gewinnt, daß die alte Karte zu Unrecht 
ausgeſtellt worden ift, oder daß der Antragſteller bereits berufsunfähig iſt. In Zweifels⸗ 
fällen iſt die Ausſtellung der neuen Karte zunächſt abzulehnen und die Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt unter Mitteilung der Gründe um eine baldige Außerung zu erſuchen. Das Gleiche 
hat zu geſchehen, wenn der Antragfteller bereits mit einem Antrag auf Bewilligung von 
Ruhegeld unter Anerkennung ſeiner Berufsunfähigkeit zurückgewieſen worden iſt, weil er 
die Wartezeit nicht erfüllt hat. Im übrigen iſt nach Ziſſer 6 Abſ. 3 zu verfahren. 

II. Die neue Karte erhält als Nunmer die Zahl, welche auf die Zahl der vorher⸗ 
gehenden, ſoweit dieſe zu ermitteln iſt, folgt. Enthält die alte Karte beiſpielsweiſe die 
Zahl 3, ſo iſt die neue mit der Zahl 4 zu bezeichnen. Als Berufsſtellung iſt die Berufs⸗ 
ſtellung des Inhabers zur Zeit der Ausſtellung der neuen Karte einzutragen, auch wenn 
auf der früheren Karte eine andere Berufsſtellung angegeben war. Solche Verſchieden⸗ 
heiten werden ſich z. B. dann ergeben, wenn ein Verſicherter in ſeinem Berufe eine höhere 
Stellung erhalten hat oder wenn er in einen anderen Beruf übergetreten iſt. Hat der 
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Verſicherte die bisherige Berufsſtellung nur vorübergehend aufgegeben, um ſie bei geeigneter 
3 wieder einzunehmen, ſo kann auch die frühere Beſchäftigung eingetragen 
werden. 


Die alte Verſicherungskarte iſt dem Verſicherten zurückzugeben. 


15. Verlorene, unbrauchbar gewordene oder zerſtörte Verſicherungskarten (Ziffer 11) 
werden nach folgenden Grundſätzen durch neue erſetzt ($ 197): 


I. Der Verſicherte hat mit der ausgefüllten Aufnahme- und Verſicherungskarte die 
etwa noch vorhandene alte Verſicherungskarte bei der Ausgabeſtelle einzureichen. 


II. Die Außenſeite der neuen Verſicherungskarte erhält genau die Aufſchriften der zu 
erneuernden Karte, ſoweit dieſe nachweisbar ſind, alſo auch die Bezeichnung der Ausgabe⸗ 
ſtelle und die Nummer der Karte. Iſt die Bezeichnung der Ausgabeſtelle und die Nummer 
der Karte nicht feſtzuſtellen, ſo erhält die neue Karte die Bezeichnung der die Erneuerung 
bewirkenden Ausgabeſtelle und die Nummer 1. An den Kopf der Karte oder an eine 
andere geeignete Stelle ihrer Außenſeite iſt der Vermerk „Erneuert“ und das Datum 
des Erneuerungstags zu ſetzen; an dem für das Siegel beſtimmten Platze iſt das Siegel 
der Ausgabeſtelle abzudrucken. 


III. Der Nachweis der Beiträge, welche in der erſetzten Karte beſcheinigt oder mit 
Beitragsmarken belegt waren, erfolgt zweckmäßig durch Anfrage bei der Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt, welche auf Antrag aus dem Konto des Verſicherten feine Beitragsleiſtung feſtſtellt. 
Die nachgewieſenen Beiträge überträgt die Ausgabeſtelle in die neue Verſicherungskarte. 


IV. Die erneuerte Karte iſt nebſt der alten dem Verſicherten auszuhändigen. 


3. Abſchnitt. 
Weitere Behandlung der Aufnahmekarten. 


16. Die im Laufe eines Monats eingegangenen Aufnahmekarten (Ziffer 5, GE 
find von der Ausgabeſtelle zu ſammeln und am Schluſſe des Monats unmittelbar an die 
Reichsverſicherungsanſtalt in Berlin⸗Wilmersdorf zu ſenden. Rückfragen der Reichs- 
verſicherungsanſtalt ſind alsbald zu beantworten. 


4. Abſchnitt. 
Berichtigung von Verſicherungskarten. 


N 17. Verſicherungskarten, in welchen ſich offenbar unrichtige Angaben, ſei es hinſicht⸗ 
lich der Perſonalien, ſei es hinſichtlich der Befreiung von der Beitragsleiſtung oder der 
Beiträge ſelbſt, oder Beitragsmarken in nicht zutreffender Zahl oder Art befinden, werden 
im Unterſchiede von den Quittungskarten der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherun 
nicht von den Ausgabeſtellen berichtigt. Sie können von der Reichsverſicherungsanſtalt, 
dem Rentenausſchuß und den Beauftragten beider eingefordert und berichtigt werden. 


III. Teil. 
Schlußbeſtimmungen. 


18. Die Reichsverſich iefert die Vordrucke zu A - i 

j herungsanſtalt liefert die Vordrucke zu Aufnahme- und Verſiche⸗ 
en nebſt Abdrucken der dazu gehörigen Belehrung ſowie die Vordrucke zu den 
0 2. g en (8 SC? koſtenlos an die Ausgabeſtellen. Die Ergänzung des Vorrats hat die 
Ausgabeſtelle bei der Reichsverſicherungsanſtalt rechtzeitig zu beantragen. 


19. Die Ausſtellun i lag der Verſi 
n 5 g ſowie der Erſatz der Verſicherungskarten erfolgen koſten⸗ und 
RE Die Ausgabeſtellen erhalten von der Keichsverſeherungsanftal für gebe Ver⸗ 
haben N eine Vergütung von 3 Pfennig. Die ihnen hiernach zustehenden Beträge 


ren Verwaltungsbehörden bei der Reichsverſicherungsanſtalt jährlich bis zum 
1. November, erſtmalig zum 1. November 1913 anzufordern. Wee eg 
20. All 


e Eintragungen ſind deutlich und ohne Raſuren mit einer Tinte zu bewirken, 
welche weder verbleicht, noch verwiſcht oder abdruckt, mit Ort und Datum zu verſehen und 


430 


durch Beidrückung des Siegels zu beglaubigen. Einer Unterſchrift des Beamten bedarf es 
auf der Aufnahmekarte nur in dem Falle des § 390, in der Verſicherungskarte nur im 
Falle der Übertragung von Beiträgen (Ziffer 15, III). Korrekturen dürfen nur durch ein⸗ 
faches Durchſtreichen bewirkt werden; ſie ſind mit dem Datum zu verſehen und, ſoweit ſie 
von einer Behörde gemacht ſind, durch Beidrücken des Siegels zu beglaubigen. 


21. Bei allen mit der Ausſtellung und dem Erſatz von Karten zuſammenhängenden 


` 


Geſchäften ift darauf zu achten, daß dem Verſicherten wiederholte zeitraubende Gänge und 
ſonſtige Weiterungen erſpart bleiben. 


Berlin, den 18. Juli 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Dr. Sydow. 
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Anlage c. 


Anleitung, betreffend den Breis der nach dem Verſicherungsgeſetze für 
Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 versicherten Perſonen. 


Vom 20. Juni 1912.“ 


Inhaltsüberſicht. 


A. Verſicherungspflicht. II. Die einzelnen Gruppen der Verſicherungs- 
1. Einleitung. pflichtigen. 
2. Räumlicher Bereich. We 10. Angeſtellte in leitender Stellung. Hauptberuf. 
Allgemeines. Bedienſtete deutſcher Beamten im 11. Betriebsbeamte. 
Ausland. Ausſtrahlung eines inländiſchen Be⸗ 12. Werkmeiſter. 
triebs. Seeſchiffahrt. 13. Andere Angeſtellte. 
14. Bureauangeſtellte. 


J. Allgemeine Vorausſetzungen der 15. Handlungsgehilfen. Gehilfen in Apotheken 
Verſicherungspflicht. 16. Bühnen⸗ und Orcheſtermitglieder. — 
3. Perſönliche Umſtände. 17. Lehrer und Erzieher. 
Alter. Geſchlecht. Familienſtand. Staats- 18. Schiffsbeſatzung. 
angehörigkeit. 19. Selbſtändige Perſonen. 
4. Erwerbsfähigkeit. 
5. Unſelbſtändigkeit. 20. III. Ausnahmen von der Ver⸗ 
Allgemeines. Mittelbares Beſchäftigungsver⸗ ſicherungspflicht. 
hältnis. Beteiligung bei einem Geſamtunter⸗ a) Allgemeines, 
0 a f b) Freiheit kraft Geſetzes, 
- ` e iu uf Antrag. 
7. Freier u 1 n 
a) Sachleiſtung, nicht Geldlohn, 7 . . 
b) Hebenfächliche Geldleiſtungen, 21. . Verſicherung. 
e) Art und Maß der Sachleiſtungen. a) Freiwilliger Eintritt in die Verſicherung, 
8. Löhnung durch Dritte oder an Dritte. p) freiwillige Weiterverſicherung, 
9. Obergrenze des Jahresarbeitsverdienſtes. e) freiwillige Höherverſicherung. 


A. Verſicherungspflicht. 


1. Das Geſetz nimmt davon Abſtand, den Begriff des Angeſtellten zu beſtimmen. Einleitung. 

Es grenzt den Kreis der Verſicherungspflichtigen dadurch ab, daß nach unten hin alle der 
handarbeitenden Bevölkerungsklaſſe angehörenden Perſonen (Arbeiter, Gehilfen, Geſellen, 
Lehrlinge, Dienſtboten), nach oben hin die Selbſtändigen von der Verſicherung ausgeſchloſſen 
werden. Abweichend von der Reichsverſicherungsordnung erfaßt das Geſetz auch ſolche 
Angeſtellte, die in einer über das Maß der Vetriebsbeamten und Werkmeiſter hinaus ge⸗ 
hobenen Stellung beſchäftigt werden, insbeſondere Perſonen mit einer höheren, mehr künſt⸗ 
leriſchen oder wiſſenſchaftlichen Tätigkeit, ſowie Angeſtellte in leitender Stellung. 

„In der Abgrenzung der innerhalb dieſes allgemeinen Rahmens in Betracht kommen⸗ 
den Perſonengruppen ſchließt ſich das Geſetz in der Hauptſache an die Reichsverſicherungs⸗ 
e $ 210 Abſ. 3, 4). a Re find, d 

allgemeinen Bedingungen der Verſi herungspflicht ind, daß eine zu den im Geſetze 
en Gruppen Rn 8 0 en, die das 16. Lebensjahr vollendet hat und uche be. 
GE iſt, gegen Entgelt als Angeſtellter beſchäftigt iſt und daß ihr Jahresverdienſt 
> er nicht überfteigt. ` Kä 
60 a Eintritt in die verſicherungspflichtige Beſchäftigung ift nach Vollendung des 
„Lebenszahrs ausgeſchloſſen. 
Die Verſicherung kann früheſtens mit dem Inkrafttreten des Geſetzes beginnen. 


) Unter „Ge 


ohne nähere ſetz“ iſt das Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911, unter Paragraphen 


Bezeichnung ſind die Paragraphen dieſes Geſetzes zu verſtehen. 


Räumlicher 
Bereich. 
Allgemeines. 


Bedienſtete 
deutſcher Be⸗ 
amten im 
Muslande. 


Ausſtrahlung 
eines inlän⸗ 
diſchen 
Betriebs. 


Seeſchiffahrt. 


Perſünliche 
Umſtände. 


Alter. 


Geſchlecht. 
Familien⸗ 
ſtand. 
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2. Der Verſicherungszwang greift grundſätzlich alle im Inlande — deutſche Schutz⸗ 
gebiete gelten hierbei als Ausland — verrichteten Tätigkeiten ohne Rückſicht darauf, ob ſie 
mit einem ausländiſchen Betriebe zuſammenhängen (3. B. auf Fahrzeugen eines auslän⸗ 
diſchen Schiffahrtsbetriebs geleiſtet werden), oder ob die im Julande (3. B. in einer an der 
Grenze belegenen Fabrik) tätige Perſon im Auslande wohnt. Jedoch gelten fremde Kriegs⸗ 
ſchiffe oder unter der Flagge ihres Staatsoberhaupts fahrende ſonſtige fremde Seeſchiffe 
auch bei ihrem Aufenthalt in deutſchen Häfen völkerrechtlich nicht als Inland. Da es 
zweifelhaft ſein kann, inwieweit ausländiſche Staaten oder Perſonen, die nicht der inlän, 
diſchen Gerichtsbarkeit unterſtehen, für die von ihnen im Inlande beſchäftigten Perſonen 
die Pflichten der Arbeitgeber zu erfüllen haben, iſt dem Bundesrat in $ 5 die Befugnis 
gegeben worden, den deutſchen Bedienſteten ſolcher Staaten oder Perſonen die Pflichten der 
Arbeitgeber aufzuerlegen. 

Da der Verſicherungszwang begrifflich an den Grenzen der inländiſchen Staatsgewalt 
ſeine Schranke findet, unterliegen im Auslande beſchäftigte Perſonen grundſätzlich der Ver⸗ 
ſicherungspflicht nicht, ohne Unterſchied, ob ſie ſelbſt Inländer oder Ausländer, ob ſie bei 
Inländern oder bei Ausländern bedienſtet ſind. 

Nach § 3 find jedoch Deutſche verſichert, die bei einer amtlichen Vertretung des Reichs 
oder eines Bundesſtaats im Ausland oder bei deren Leitern oder Mitgliedern beſchäftigt 
ſind. Das Geſetz hat hierbei die Behörden im Auge, die zur Vertretung des Reichs oder 
eines Bundesſtaats im völkerrechtlichen Sinne berufen ſind. 

Eine weitere Ausnahme von dem Grundſatz in Abſ. 2 gilt, wenn eine im Auslande 
ſtattfindende Tätigkeit nach Lage des beſonderen Falles als Teil, Zubehör, Fortſetzung oder 
Ausſtrahlung eines inländiſchen Betriebs anzuſehen iſt. Sie iſt dann verſicherungspflichtig. 
Beiſpiele: im Auslande belegene Grenzſtation eines inländiſchen Eiſenbahnunternehmens; 
Herſtellung von Bauten im Auslande von einem inländiſchen Betrieb aus mit dazu aus⸗ 
geſandten Arbeitskräften. Daß die beſchäftigte Perſon vorher im Inland in demſelben Be⸗ 
triebe tätig war, iſt nicht erforderlich. 

Ahnliches gilt, wenn perſönliche Bedienſtete ihren Arbeitgeber bei einem vorüber⸗ 
gehenden Aufenthalt im Auslande begleiten. 

In allen dieſen Beziehungen kann der Reichskanzler mit Zuſtimmung des Bundes⸗ 
rats mit auswärtigen Staaten nach Maßgabe des § 362 eine abweichende Regelung ver⸗ 
einbaren. 

Während die obigen Grundſätze auch auf die Binnenſchiffahrt Anwendung finden, 
unterliegt die Seeſchiffahrt einer abweichenden Regelung. Hier entſcheidet nach $ 1 Abſ. 1 
Nr. 6 lediglich die Staatszugehörigkeit des Fahrzeugs. Die deutſchen Seeſchiffe gelten, wo 
ſie ſich auch befinden, gewiſſermaßen als deutſcher Boden, die Tätigkeit der Beſatzung (der 
Inländer wie der Ausländer) als Tätigkeit im Inland. Ebenſo iſt umgekehrt die Be⸗ 
ſatzung (ſ. darüber Ziffer 18) fremder Seefahrzeuge auch in deutſchen Gewäſſern von der 
Verſicherung frei. 


J. Allgemeine Vorausſetzungen der Verſicherungspflicht. 


3. Der Verſicherungszwang beginnt mit dem erſten Tage des 17. Lebensjahrs. 

Eine Altersgrenze nach oben ſieht das Geſetz in der Geſtalt vor, daß Perſonen, die 
das 60. Lebensjahr vollendet haben, in den Kreis der Verſicherungspflichtigen nicht ein: 
treten können. 

Keinen Unterſchied machen grundſätzlich Geſchlecht oder Familienſtand. Das Geſetz 
findet e ebenſowohl auf männliche wie auf weibliche Perſonen, auf Verheiratete 
wie auf Ledige. 

Jedoch begründet die Beſchäftigung eines Ehegatten durch den anderen keine Verſiche— 
rungspflicht (§ 6). 

„Wird ein Beſchäftigungsverhältnis gemäß Ziffer 2 durch das Geſetz räumlich erfaßt, 
ſo iſt es, vorbehaltlich der Vorſchrift in § 362, ohne Belang, ob der Arbeitgeber oder der 
Beſchäftigte oder beide deutſcher oder fremder Staatsangehörigkeit ſind. Namentlich ſind 
die im Inlande beſchäftigten Ausländer grundſätzlich verſicherungspflichtig, wenn ſie auch 
demnächſt in das Ausland zurückzukehren beabſichtigen und daher keine Ausſicht auf Er 
füllung der Wartezeit oder den Bezug der Verſicherungsleiſtungen haben. 

4. Berufsunfähigkeit ſchließt die Verſicherungspflicht aus. Berufsunfähig iſt der Ver⸗ 
ſicherte, deſſen Arbeitsfähigkeit infolge körperlicher Gebrechen oder infolge Schwäche ſeiner 
körperlichen und geiſtigen Kräfte auf weniger als die Hälfte der Arbeitsfähigkeit eines 
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Kleidung, Nahrungsmittel, Feuerung u. dgl., ſondern auch z. B. Landnutzung, Viehfutter, 
Ausſaat, Erlaubnis zur Einſtellung von Schafen in die Herde des Dienſtherrn, ſo daß ſie 
an Futter und Weide teilnehmen, ſowie freie ärztliche Behandlung. 

Die Vorſchrift des § 2 Abi. 1 bezieht ſich nicht nur auf Sachleiſtungen neben Geld— 
lohn, ſondern auch auf einen ausſchließlich in Sachbezügen peſtehenden Entgelt. 

Für Sachbezüge ſieht Abſ. 2 des § 2 eine Wertfeſtſetzung nach Ortspreiſen vor, die 
namentlich für die Anwendbarkeit des § 16 Bedeutung hat. 

Freier 7. Nach § 7 des Geſetzes iſt eine Beſchäftigung, für die als Entgelt nur freier 


Unterhalt, 


Unterhalt gewährt wird, verſicherungsfrei. Der „freie Unterhalt“ erfüllt an ſich den 
Begriff des Entgelts 87 nimmt ihm dieſe Eigenſchaft nicht, begründet vielmehr nur eine 
Ausnahme hinſichtlich des Eintritts der Verſicherungspflicht. 

„Freier Unterhalt“ iſt dasjenige Maß von wirtſchaftlichen Gütern, das zur unmittel- 
baren Befriedigung der notwendigen Lebensbedürfniſſe des Angeſtellten erforderlich iſt. 
Hierzu gehören jedoch nicht nur Unterkunft, Beköſtigung, Kleidung u. dgl., ſondern auch 
mancherlei kleinere, je nach dem Alter, dem Geſchlecht und den Lebensgewohnheiten ver— 
ſchiedene Leiſtungen. 


insbeſondere: Im einzelnen iſt folgendes zu bemerken: 
a a) Grundſätzlich kommen nach der vorſtehenden Begriffsbeſtinmung nur Sachleiſtungen 


t 
Sedlogm. in Betracht. Wer nur Geldzahlungen empfängt, mögen ſie auch den unbedingt zum Lebeus⸗ 
unterhalt erforderlichen Betrag nicht überſteigen oder nicht einmal erreichen, fällt nicht unter 
8 7. Andernfalls würde zu Unrecht eine Arbeit ſchon deshalb von der Verſicherung frei 
ſein, weil ſie gering gelohnt wird. Die Geringfügigkeit der Zahlung kann indes die Eigen⸗ 
ſchaft als Arbeitsentgelt ausſchließen. 
Geldaufwendungen des Arbeitgebers, um z. B. den Arbeitnehmer bei einem Dritten 
in Koſt zu geben oder einzumieten, machen den Arbeitsentgelt nicht zu einem Geldlohne. 
Dies trifft auch dann zu, wenn der Arbeitgeber in jedem Bedarfsfalle dem Bedienſteten 
ſelbſt den zur Anſchaffung des erforderlichen Gegenſtandes (z. B. von Kleidungsſtücken) 
notwendigen Geldbetrag gibt. Die Vorſchrift des 8 7 iſt im allgemeinen auch dann an⸗ 
wendbar, wenn zwar urſprünglich Geldlohn verabredet war, dieser aber demnmächſt nicht 
gezahlt, ſondern auf den tatſächlich gewährten Unterhalt verrechnet wird. Anderſeits verliert 
die Vergütung nicht dadurch die Eigenſchaft des Barlohns, daß ſie dem Beſchäftigten 
lediglich in Geſtalt des freien Unterhalts zugute kommt. 
Rs b) Neben dem vollſtändigen oder teilweiſen Unterhalte gewährte unerhebliche Bar⸗ 
leitungen. lohnzahlungen (3. B. ſogenanntes Taſchengeld), die den Empfänger in den Stand ſetzen 
ſollen, gewiſſe geringfügige Lebensbedürfniſſe zu befriedigen, haben häufig, auch wenn ſie 
nicht lediglich freigebige Zuwendungen und dann überhaupt nicht „Entgelt“ ſind, keine 
ſelbſtändige rechtliche Bedeutung. Vielmehr nehmen ſie als nebenſächliches Zubehör das 
Weſen der Hauptleiſtung, nämlich der Unterhaltsgewährung an. Ob dies zutrifft, läßt ſich 
nur nach Lage des einzelnen Falles unter Berückſichtigung der Lebensumſtände der Be- 
teiligten entſcheiden. 
dä den e) Damit $ 7 anwendbar wird, müſſen die Sachbezüge nach Art und Maß zur Be: 
Sach, ſtreitung des Unterhalts geeignet und beſtimmt ſein. Eine Reihe von Sachbezügen ſcheidet 
wien. ſchon damit aus, daß fie nicht zur unmittelbaren Befriedigung der Lebensbedürfniſſe dienen 
(Landnutzung, Weide, Geſpannvorhaltung u dgl!). Aber auch Lebensmittel uſw. brauchen 
nicht unter den Begriff des Unterhalts zu fallen. Dies iſt vielmehr nur dann der Fall, 
wenn die Lebensmittel nach Umfang und Art des Bedarfs unmittelbar zum Ver⸗ 
eg Gebrauch, nicht aber nach vorbeſtimmtem Maße zu beliebiger Verfügung gegeben 
werden. 


5 8. Ein Beſchäftigtwerden gegen Entgelt kann in der Weiſe vorkommen, daß dieſer 
ober an nicht von dem eigentlichen Arbeitgeber, ſondern von Dritten gewiſſermaßen für Rechnung 
Trine. des Arbeitgebers hergegeben wird (vgl. § 2 Abſ. 1 am Ende), oder daß nicht der Arbeit- 

nehmer, ſondern eine Mittelsperſon die Vergütung von dem Arbeitgeber empfängt. 
Unter dem erſteren Geſichtspunkte find die Gebühren, auf die manche Arten von 
Se anſtatt feſter Beſoldung angewieſen werden, als „Entgelt“ im geſetzlichen Sinne 
anzuſehen. 
Unter den zweiten Geſichtspunkt gehören Fälle, wie der einer Ehefrau, die durch den 
Arbeitgeber ihres Ehemanns mit einem Teile der von dieſem übernommenen Arbeiten ohne 
geſonderte Bezahlung beſchäftigt wird (vgl. Ziffer 5). 
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9. Der Jahresarbeitsverdienſt des Se darf 5000 Mark nicht überfteigen 
wenn die Verſicherungspflicht Platz greifen ſoll. 5 KS | 

Einkünfte aus Sa Quellen als der Lohnarbeit, z. B. ein Zinseinkommen, bleiben 
bei der Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes außer Betracht. Ferner iſt abzurechnen, 
was auf die Arbeitsleiſtung einer anderen Perſon, z. B. der Ehefrau, als Vergütung 
entfällt. | 

Zuſammenzurechnen ift, was dieſelbe Perſon aus verſchiedenen unter das Geſetz 
fallenden Stellungen bezieht. 


II. Die einzelnen Gruppen der Verſicherungspflichtigen. 


10. Angeſtellte in leitender Stellung „ind Perſonen, die nach der Art ihrer 
Stellung E ausführender, ſondern zu ſelbſtändiger Tätigkeit berufen ſind, alſo z. B. 
die Betriebsdirektoren in Industrie und Bergbau, die Leiter kaufmänniſcher Betriebe, die 
Verwalter größerer Landgüter. Sie ſind verſichert, wenn dieſe Beſchäftigung ihren Haupt⸗ 
beruf bildet. 

2 Erfordernis, daß die Beſchäftigung als Angeſtellter den Hauptberuf des Be⸗ 
ſchäftigten bilden müſſe, ſchließt die Anwendung des Geſetzes für vorübergehend Beſchäftigte 
ſowie für ſolche Angeſtellte aus, die ihre Stellung nur nebenamtlich verſehen (3. B. Gewerbe⸗ 
treibende, die nebenbei die Geſchäfte eines Gemeindeſchreibers, eines Poſtagenten, des 
Rendanten einer Darlehnskaſſe wahrnehmen). Der Hauptberuf beſtimmt ſich bei mehreren 
Erwerbstätigkeiten nach dem Verhältniſſe der auf fie verwendeten Arbeitszeit und des dafür 
gewährten Entgelts. Wenn neben einer hierher gehörigen Tätigkeit keine andere Erwerbs⸗ 
tätigkeit ausgeübt, vielmehr der Lebensunterhalt im übrigen aus Vermögen beſtritten wird, 
ſo bildet ſie darum nicht notwendig den Hauptberuf. Es kommt noch darauf an, ob die 
Beſchäftigung, ſei es, weil ſie die Arbeitskraft hauptſächlich in Anſpruch nimmt, ſei es, weil 
ſie den Beſchäftigten einem beſtimmten Geſellſchaftskreiſe zuweiſt, für die Lebensſtellung 
tatſächlich oder nach ſeiner Anſicht maßgebend iſt; dabei wird auch auf die Höhe und 
Sicherheit des Arbeitsentgelts Wert zu legen ſein. Werden mehrere Tätigkeiten ausgeübt, 
deren jede den Beſchäftigten zum Angeſtellten macht, jo kommt es darauf an, ob die 
Geſamtheit dieſer Beſchäftigungen gegenüber der ſonſtigen, nicht verſicherungspflichtigen 
Tätigkeit den Hauptberuf bildet. 


11. Das Geſetz faßt 11 . Werkmeiſter und andere Angeſtellte in gehobener 
Stellung nach gewiſſer Richtung hin zuſammen. a i 

Der SAS 15 9 e erfordert das Vorhandenſein eines Betriebs und 
eine gewiſſe Stellung innerhalb dieſes Betriebs. ) d 

Ein Betrieb in dieſem Sinne ift ein Inbegriff fortdauernder wirtſchaftlicher, d. h. auf 
Erwerb gerichteter Tätigkeiten. Die Gemeinnützigkeit des Unternehmens ſchließt den Betriebs⸗ 
begriff nicht aus. Der Stellung des Betriebsbeamten im Betrieb iſt eigentümlich ein 
Zurücktreten der perſönlichen Mitwirkung bei den Herſtellungs⸗ und Gewinnungsvorgängen, 
eine gewiſſe Beteiligung bei der Leitung, eine Aufſichtsſtellung gegenüber den nur aus⸗ 
führenden Arbeitern, Geſellen und Gehilfen. Ein Betriebs beamter. iſt demnach eine in dem 
Betriebe mit einer über die Tätigkeit des Arbeiters oder Gehilfen hinausgehenden, leitenden 
oder beaufſichtigenden Stellung betraute Perſon. 5 d 

Die Ee eines Einzelhaushalts bilden keinen Betrieb, auch nicht die Bewirt⸗ 
ſchaftung eines Haus⸗ oder Ziergartens. Wohl aber kann die Wirtſchaftsführung eines 
Penſionats und ähnlicher Anſtalten den Betriebsbegriff erfüllen. Dasſelbe gilt, wenn mit 
der Hauswirtſchaft ein gewerbliches Unternehmen oder eine Landwirtſchaft verbunden iſt. 

Um wirtſchaftliche Tätigkeiten handelt es ſich nicht bei der Ausübung obrigkeitlicher 
Befugniſſe. Demgemäß ſind die lediglich bei den ſogenannten regiminellen Aufgaben der 
Kommunalverwaltung beſchäftigten Perſonen nicht Betriebs beamte, und zwar auch dann 
nicht, wenn ſich ihrer eigentlichen Amtsverwaltung eine wirtſchaftliche Tätigkeit, z. B. auf 
dem Gebiete der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder des Bauweſens, Hinzugefellt. 

Soweit aber der Staat oder die Gemeindeverbände Träger eines beſonderen auf 
Erwerb gerichteten Unternehmens ſind, wie bei ſtaatlichen Fabriken, Berg⸗ und Hütten⸗ 
werken, einer ſtädtiſchen Brauerei oder Gasanſtalt, einer ſtädtiſchen Sparkaſſe, bei Gemeinde⸗ 
forſten uſw., iſt auch ein Betrieb im Sinne des Geſetzes gegeben. 


8 Betrieb kommt ferner nicht in Frage bei den Verwaltungen der Verſicherungs⸗ 
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Als Betriebsbeamte find hiernach anzuſehen, ſoweit fie nicht Angeftellte in noch höherer, 
insbeſondere in leitender Stellung ſind: 


die Gutsverwalter, Gutsinſpektoren und in ähnlicher Stellung Beſchäftigten, die 
techniſch gebildeten Betriebsbeamten in Induſtrie, Vergbau, Baugewerbe, Gärtnerei, 
Tierzucht, Forſtwirtſchaft, Jagd, Handel und Verkehr, einſchließlich der Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaft, z. B. Prokuriſten, Disponenten, Betriebsinſpektoren, 
Ingenieure, Chemiker und Techniker in Fabriken, Leiter einer zu einem Berg⸗ 
baubetriebe gehörigen Muſik⸗(Berg⸗) Kapelle, der Koloriſt einer Kattunfabrik, der 
Aufſichtsbefugniſſe gegenüber dem Farbkochmeiſter und deſſen Perſonal ſowie 
anderen Arbeitern ausübt, der Kaſſierer einer Volksbank, der Inſpektor einer 
Verſicherungsgeſellſchaft. 


Betriebsbeamte ſind nur verſicherungspflichtig, wenn dieſe Beſchäftigung ihren Haupt⸗ 
beruf bildet; vgl. hierüber Ziffer 10. 


12. Der Werkmeiſter bildet eine Mittelſtufe zwiſchen dem Betriebsbeamten und 
dem Gewerbegehilfen (Vorarbeiter, Arbeiter), in der die betriebsleitende und die auf 
körperliche Mitwirkung beruhende Tätigkeit ungefähr von gleicher Bedeutung ſind. Hierher 
gehören neben eigentlichen „Werkmeiſtern“ Oberſteiger und Steiger, die mit einer gewiſſen 
Selbſtändigkeit ausgeſtatteten Monteure größerer Bauunternehmungen, Zuſchneider in be 
ſonderen Fällen. 

Werkmeiſter ſind nur dann verſicherungspflichtig, wenn dieſe Beſchäftigung ihren Haupt⸗ 
beruf bildet; vgl. hierüber Ziffer 10. 


13. Die Klaſſe „andere Angeſtellte“ iſt zuerſt durch das Invalidenverſicherungsgeſetz 
vom 13. Juli 1899 in die Verſicherungsgeſetzgebung eingeführt worden. Dieſes Geſetz fügte 
die „ſonſtigen Angeſtellten, deren dienſtliche Beſchäftigung ihren Hauptberuf bildet“, hinzu, 
um Ungleichheiten zu beſeitigen, die dadurch erwuchſen, daß Perſonen in zwar abhängiger, 
aber doch die der eigentlichen Arbeiter uſw. überragender Stellung verſicherungsrechtlich 
verſchieden beurteilt werden mußten, je nachdem, ob fie einem „Betriebe“ (vgl. Ziffer 11) 
angehörten oder nicht. Die Geſetzesänderung ſollte hauptſächlich ſolche Perſonen treffen, 
die innerhalb eines nicht unter die Bezeichnung „Betrieb“ fallenden, aber ähnlich gearteten 
Inbegriffs von Geſchäften eine von deſſen Leitung abhängige und durch ſie näher beſtimmte 
Stellung einnehmen, gleichwohl nach der Art ihrer Tätigkeit nicht mehr zur Klaſſe der 
niederen, lediglich ausführenden Hilfsarbeiter gezählt werden können, anderſeits auch nicht 
eine höhere, mehr wiſſenſchaftliche Tätigkeit ausüben. Das hindert aber nicht, den Begriff 
„andere Angeſtellte“ auch auf Perſonen anzuwenden, die in einem auf Erwerb gerichteten 
Betriebe tätig ſind. 

Die Reichsverſicherungsordnung bezeichnet dieſe Perſonengruppen als „andere Ange- 
ſtellte in ähnlich gehobener Stellung“. 

Das Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte erweitert den Kreis dieſer Perſonen, indem 
es auch die in einer höheren Stellung befindlichen Angeſtellten hinzufügt. Danach können 
auch Perſonen in einer eigentlich wiſſenſchaftlichen Beſchäftigung hierher gehören, zumal die 
Art der Vorbildung keinen Unterſchied begründet. Anderſeits ſchränkt das Geſetz den 
Begriff der „anderen Angeſtellten“ ein, indem es die Bureauangeſtellten herausnimmt und 
beſonders behandelt. 

Mit dieſem Vorbehalte gehören hierher hauptſächlich die Angeſtellten mittlerer Stufe, 
das wiſſenſchaftlich, techniſch oder kaufmänniſch gebildete Verwaltungs- und Aufſichtsperſonal 
in öffentlichen oder privaten Verwaltungen und Geſchäftsbetrieben jeder Art ſowie im 
Haushalte, ſoweit nicht der Begriff des Betriebsbeamten zutrifft. 


Angeſtellte in einer Stellung, welche ähnlich wie die der Betriebsbeamten und Werk⸗ 
meiſter gehoben iſt oder ſie überragt, ſind z. B.: 


Chemiker und Techniker in Fabriken, Muſtermaler, Zeichner in Kouſtruktions⸗ 
bureaus von Fabriken oder in Architektenbureaus, Lokomotivführer, u. U. 
Oberkellner, Küchenchefs, 

Fleiſchbeſchauer und Trichinenſchauer, die in Schlachthäuſern angeſtellt oder als 
Einzelbeamte tätig find, Erheber, Eichmeiſter, Bezirksbauſchätzer, Feuerſchauer 
und Bezirksbaukontrolleure in Baden, Stadtmiſſionare, Poſtagenten und ihre 
Vertreter, Küſter, wenn ſie nicht lediglich niedere Dienſte verrichten, Ver⸗ 
walter bei gemeinnützigen Stiftungen, Hausväter von Wohltätigkeits⸗ 
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anftalten oder Rettungshäuſern, ſoweit fie nicht als Erzieher anzuſehen find, 
ferner Privatſekretäre, Kinderfräulein, Geſellſchafterinnen, Hausdamen, Re⸗ 
präſentantinnen, 

Juſtitiare, 

das Verwaltungsperſonal an Bibliotheken, wiſſenſchaftlichen Inſtituten, wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und Kunſtſammlungen im Muſik⸗, Theater⸗ und Schauſtellungs⸗ 
weſen, das Verwaltungs- und Warteperfonal an Krankenanſtalten, 

Redakteure und Schriftſteller, ſoweit zur Preſſe gehörig, die Berichterſtatter der 
Preſſe und die ſonſtigen Journaliſten; dagegen nicht Berichterſtatter, die 
lediglich Nachrichten für Anzeige- u. dgl. Blätter ſammeln, ohne daß dabei 
ſelbſtändige geiſtige Leiſtungen in Frage kämen. 


Zu den Angeſtellten gehören — wie in den Verhandlungen im Reichstage feſtgeſtellt 
wurde — nicht die ſogenannten Okonomiebaumeiſter (d. |. Großknechte, die als Gehilfen 
anzuſehen ſind), Handwerksgeſellen, die vorübergehend, z. B. nach dem Tode des Meiſters, 
einen Handwerksbetrieb leiten, ferner im allgemeinen nicht die Agenten der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften. Flieger werden im allgemeinen als Chauffeure, die einen Motor bedienen, 
zu betrachten ſein. Co a 

Angeſtellte ſind nur dann verſicherungspflichtig, wenn dieſe Beſchäftigung ihren Haupt⸗ 
beruf bildet; vgl. hierüber Ziffer 10. 

14. Bureauangeſtellte, ſoweit fie nicht mit niederen oder lediglich mechaniſchen Bureau 
Dienſtleiſtungen beſchäftigt werden. Danach ſind die lediglich mit körperlichen Arbeiten, N 
z. B. mit dem Reinigen der Zimmer oder mit Botendienſten beſchäftigten Perſonen, von 
der Verſicherung ausgeſchloſſen. Aber auch die in einem Bureau mit ſchriftlichen Arbeiten 
beſchäftigten Perſonen ſind nicht ſämtlich verſicherungspflichtig. Vielmehr find Perſonen, 
die lediglich abſchreiben, gleichviel ob mit der Hand oder mit der Maſchine, verſicherungsfrei. 
Verſichert ind dagegen Erpedienten, Regiſtratoren, Kalkulatoren, Kaſſenbeamte, Gemeinde⸗ 
ſchreiber, Gemeinderechner, Kirchenrechner, Perſonen, die in Rechtsanwaltsbureaus Schrift⸗ 
ſätze anfertigen oder Koſtenrechnungen aufſtellen, Rechnungsführer und Buchhalter der Guts⸗ 
verwaltungen, Stenographen. 

Bureauangeſtellte ſind nur dann verſicherungspflichtig, wenn dieſe Beſchäftigung ihren 
Hauptberuf bildet; vgl. hierüber Ziffer 10. 

15. Handlungsgehilfen find nach $ 59 des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 Gate. 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 219) Perſonen, „die in einem Handelsgewerbe zur Leiſtung kaufmänniſcher e: in 
Dienſte angeſtellt“ ſind. Was als Handelsgewerbe anzuſehen iſt, beſtimmt ſich nach den Avotheken. 
Vorſchriften der 88 1 bis 3 des Handelsgeſetzbuchs. Zu den Handlungsgehilfen gehören 
hiernach Verkäufer, Kaſſierer, Reiſende, Korreſpondenten, Buchhalter; dagegen weder die in 
geſindeähnlicher Stellung beſchäftigten Hilfsperſonen, wie Hausdiener, Ausläufer, Wächter, 
noch auch die bei den gewerblich⸗techniſchen Aufgaben eines Betriebs mitwirkenden Arbeits⸗ 
kräfte, wie Geſellen, Fabrikarbeiter, Packer, Rollkutſcher, Koch oder Kellner eines Gaſtwirts 
Zuſchneider. 

„Neben den Handlungsgehilfen führt das Geſetz in § 1 Abſ. 1 Nr. 3 auch die Ge⸗ 
hilfen in Apotheken auf. 

16. Schauspieler, Artiſten und Muſiker find nach $ 1 Abſ. 1 Nr. 4 des Geſetzes nn 
verſicherungspflichtig, wenn a, ah Orcheſtermitglieder ſind. Ob = de evier, 
Fall iſt, läßt ſich nur nach der Lage des einzelnen Falles beſtimmen. Ein Orcheſter N 
kann ſchon beim Zuſammenwirken von drei oder vier Perſonen gegeben ſein. Voraus⸗ 
zuſetzen iſt, daß ſich die Mitwirkenden einem Dirigenten oder einem ſonſtigen Unternehmer 
derart unterordnen, daß ſie als abhängig, nicht als Mitunternehmer anzuſehen ſind. 
Schauſpieler, Artiſten oder Muſiker, die nicht Bühnen⸗ oder Orcheſtermitglieder find 
können je nach den Umſtänden ſelbſtändige Unternehmer, insbeſondere Mitunternehmer 
vgl. Ziffer 5), oder Gewerbegehilfen eines Wirtes — und dann verſicherungsfrei — oder 
als „ieee Angeſtellte“ nach Nr. 2 in Abſ. 1 des § 1 verſicherungspflichtig fein. 

d le in Übereinſtimmung mit der Ausdrucksweiſe der Reichsverſicherungsordnung (vgl. 

Jul de Lä 4, 8 1226 Abſ 1 Nr 4 dafelbft) hinzugefügten Worle „ohne Rüdjiht 
Cu Kunſtwert der Leiſtungen“ ſchließen eine Unterſcheidung aus, wie ſie in der früheren 
Een e e Krankenverſicherung D 5 Aan em gemacht wurde und 
tätigung erfier 0 Tätigkeit im Gegenſatze zu der mehr gewerblichen Be⸗ 


Lehrer und 
Erzieher. 


Schiffs · 
beſatzung. 


Selbſtändige 
Perſoſten. 


Ausnahmen 
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17. Die Tätigkeit der Lehrer und Erzieher richtet ſich auf die geiſtige Entwicklung 
auf dem Gebiete der höheren und elementaren Wiſſenſchaften und der ſchönen Künſte ſowie 
auf die Bildung des Charakters und des Gemüts. Im allgemeinen iſt danach die Tätig⸗ 
keit des Lehrers eine höhere, mehr geiſtige Arbeit, die ein gewiſſes Maß von Bildung und 
Kenntniſſen vorausſetzt. Dahin gehört auch die Unterweiſung in körperlichen Ubungen und 
Fertigkeiten, ſoweit ſie dem Erziehungszwecke dient. 

Zur Lehrtätigkeit in dieſem Sinne gehört dagegen nicht der vom Erziehungszwecke 
losgelöſte und überwiegend nach gewerblichen Geſichtspunkten betriebene Unterricht in körper⸗ 
lichen und mechaniſchen Fertigkeiten, wie er in Reit⸗ und Schwimmanſtalten, Fahrrad⸗ 
inftituten, von Fecht⸗ oder Tanzlehrern oder Schneiderinnen erteilt wird. Die von ſolchen 
Inſtituten oder Unternehmern angeſtellten Reit: uſw. Lehrer ſind nicht Lehrer im Sinne 
des § 1 Abſ. 1 Nr. 5, ſondern Gewerbegehilfen. In beſonderen Fällen können ſie „andere An⸗ 
geſtellte“ im Sinne der Nr. 2 ſein. 

Für die Beurteilung, ob jemand Lehrer iſt, macht es keinen Unterſchied, ob er Er⸗ 
wachſene oder Unerwachſene unterrichtet, ob er Lehrgegenſtände der allgemeinen Bildung 
oder der Fachbildung behandelt (Lehrer an einer gewerblichen Fortbildungsſchule, an 
einer 7 Baugewerkſchule, Ackerbauſchule, an einem Militärpädagogium, Tech⸗ 
nikum vim.) 

Der Verſicherungszwang ergreift aber nur Lehrer und Erzieher in abhängiger Stellung, 
wie angeſtellte Lehrer an öffentlichen oder privaten Schulen oder Anſtalten und Haus⸗ 
lehrer; ferner ſolche Perſonen, die aus dem Stundengeben bei wechſelnden Auftraggebern 
ein Gewerbe machen (ſelbſtändige Muſiklehrer, Sprachlehrer uſw.), und zwar auch, ſoweit 
ſie im eigenen Hauſe unterrichten. Dagegen nicht Lehrer oder Erzieher, die Inhaber einer 
Lehranſtalt ſind. 

Es ſind verſichert: 

18. Aus der Schiffsbeſatzung deutſcher Seefahrzeuge und aus der Beſatzung von 
Fahrzeugen der Binnenſchiffahrt Kapitäne, Offiziere des Decks⸗ und Maſchinendienſtes, Ver⸗ 
walter und Verwaltungsaſſiſtenten ſowie die in einer ähnlich gehobenen oder höheren 
Stellung befindlichen Angeſtellten ohne Rückſicht auf ihre Vorbildung, ſämtlich, wenn dieſe 
Beſchäftigung ihren Hauptberuf bildet ($ 1 Ab. 1 Nr. 6). 

Als deutſches Seefahrzeug gilt jedes Fahrzeug, das unter deutſcher Flagge fährt und 
ausſchließlich oder vorzugsweiſe zur Seefahrt benutzt wird. Vgl. hierzu das Geſetz, betreffend 
das Fla enrecht d Kauffahrtei Më: v 22. Juni 1899 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 319) 

ggenrecht der Kauffahrteiſchiffe, vom 29 Mat 1901 (Reichs⸗Geſetzil S. 184). 

Uber die Frage, ob eine Beſchäftigung den Hauptberuf bildet, vgl. Ziffer 10. 

19. Selbſtänd ige Perſonen find nach dem Geſetze nicht verſicherungspflichtig. 
Nach § 4 kann aber der Bundesrat allgemein die Verſicherungspflicht auf Perſonen er⸗ 
ſtrecken, welche eine ähnliche Tätigkeit wie die in 8 1 genannten auf eigene Rechnung aus⸗ 
üben, ohne in ihrem Betrieb Angeſtellte zu beſchäftigen. Der Bundesrat hat von dieſer 
Ermächtigung noch keinen Gebrauch gemacht. 

Wegen der freiwilligen Verſicherung der Unternehmer vgl. Ziffer 21. 


III. Ausnahmen von der Verſicherungs⸗ oder Beitragspflicht. 


20. Die 88 8 bis 14 regeln eine Reihe von Ausnahmen von der Verſicherungspflicht. 
Sie gehen davon aus, daß die Verſicherung entbehrlich iſt für Perſonen, die bereits auf 
anderem Wege eine ausreichende Fürſorge erhalten ‚oder die wegen des Zweckes oder der 
Art ihrer Beſchäftigung oder wegen ihres vorgeſchrittenen Lebensalters vorausſichtlich nicht 
zu einer anſpruchreifen Anwartſchaft gelangen werden. 

In dieſen Fällen tritt die Ausnahme von der Verſicherungspflicht teils unmittelbar 
kraft Geſetzes ein beim Vorliegen der geſetzlichen Vorausſetzungen, teils wird ſie auf An⸗ 
trag des Arbeitgebers durch den Bundesrat oder auf Antrag des Verſicherten durch den 
Rentenausſchuß ausgeſprochen. , k 

a) Nach $ 8 beſtimmt der Bundesrat, wie weit vorübergehende Dienſtleiſtungen ver⸗ 
ſicherungspflichtig find. Eine ſolche Beſtimmung it noch nicht ergangen. 

A) Weiter ſchreibt 8 9 folgendes vor: ’ 

„Verſicherungsfrei find die in Betrieben oder im Dienſte des Reichs, eines Bundes⸗ 
ſtaats, eines Gemeindeverbandes, einer Gemeinde oder eines Trägers der reichsgeſetzlichen 
Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenverſicherung Beſchäftigten, wenn ihnen Anwartschaft auf Ruhe⸗ 
geld und Hinterbliebenenrente im Mindeſtbetrage nach den Sätzen einer vom Bundesrate 
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feſtzuſetzenden Gehaltsklaſſe (§ 16) gewährleiſtet iſt; dabei iſt das Durchſchnittseinkommen 
der betreffenden Beamtenklaſſen zu berückſichtigen. 8 

Das Gleiche gilt für die Geiſtlichen der als öffentlich⸗rechtliche Korporationen an⸗ 
erkannten Religionsgeſellſchaften ſowie für Lehrer und Erzieher an öffentlichen Schulen 
oder Anſtalten. 5 e 

Ob eine Anwartſchaft als gewährleiſtet anzuſehen ift, entſcheidet für die Beſchäftigten 
in Betrieben oder im Dienſte des Reichs oder eines vom Reiche beaufſichtigten Trägers 
der reichsgeſetzlichen Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenverſicherung der Reichskanzler; im übrigen 
entſcheidet die oberſte Verwaltungsbehörde desjenigen Bundesſtaats, in deſſen Betrieben 
oder Dienſt die Beſchäftigung ſtattfindet oder in deſſen Gebiete der Gemeindeverband 
oder die Gemeinde liegt oder der Träger der reichsgeſetzlichen Arbeiterverſicherung ſeinen 
Sitz hat. In den Fällen des Abſ. 2 entſcheidet die oberſte Verwaltungsbehörde des⸗ 
jenigen Bundesſtaats, in deſſen Gebiete die Korporation oder die öffentliche Schule oder 
Anſtalt ihren Sitz hat.“ 

Als Gemeindeverbände und Gemeinden kommen nur die politiſchen Verbände und 
Gemeinden in Betracht. Welche Verbände als Gemeindeverbände zu gelten haben, beſtimmt 
die oberſte Verwaltungsbehörde (§ 321 Abſ. 1 Nr. 1). 

Iſt bezüglich eines Verbandes keine Entſcheidung der oberſten Verwaltungsbehörde 
ergangen, ſo entſcheiden die rechtſprechenden Behörden. 5 

Für die Abgrenzung der Begriffe des Ruhegeldes und der gewährleiſteten Anwart⸗ 
ſchaft wird die Rechtſprechung auf dem Gebiete der Invalidenverſicherung als Anhalt 
dienen können. 

7) Nach § 10 find verſicherungsfrei: f ` 

1. Beamte des Reichs, der Bundesſtaaten, der Gemeindeverbände und der Ge⸗ 
meinden, Geiſtliche der als öffentlich-rechtliche Korporationen anerkannten Reli⸗ 
gionsgeſellſchaften, Lehrer und Erzieher an öffentlichen Schulen oder Anſtalten, 
ſolange ſie lediglich für ihren Beruf ausgebildet werden, ſowie die im Reichs⸗ 
oder Staatsdienſte vorläufig beſchäftigten Beamten und vorläufig beſchäftigten 
Geiſtlichen der als öffentlich-rechtliche Korporationen anerkannten Religions 
geſellſchaften, N | 

2. Angeſtellte in Eifenbahn:, Poſt⸗ und Telegraphenbetrieben des Reichs oder der 
Bundesſtaaten, die Ausſicht auf Übernahme in das Beamtenverhältnis und An⸗ 
wartſchaft auf eine ausreichende Invaliden- und Hinterbliebenenfürſorge haben, 

3. Perſonen des Soldatenſtandes, die eine der in § 1 bezeichneten Tätigkeiten im 
Dienſte oder während der Vorbereitung zu einer bürgerlichen Beſchäftigung ong, 
üben, auf die § 9 anzuwenden iſt, g k 

4. Perſonen, die während der wiſſenſchaftlichen Ausbildung für ihren zukünftigen 
Beruf gegen Entgelt unterrichten, 

5. Arzte, Zahnärzte und Tierärzte in ihrer beruflichen Tätigkeit. 

Ob die Vorausſetzungen der Nrn. 1, 2 vorliegen, entſcheiden die nach § 9 Abſ. 3 au. 
ſtändigen Stellen. Re: 

Die Vorſchrift in Abſ. 1 Nr. 4 trifft z. B. zu auf Hilfslehrer, die in der Zeit der 
Vorbereitung auf die zweite Lehrerprüfung an Volksſchulen unterrichten, und auf aus⸗ 
ländiſche Lehrer, die in der Heimat die erforderlichen Prüfungen teilweiſe abgelegt haben 
und in Deutſchland „ wo ſie die deutſche Sprache erlernen wollen, an einer Privatſchule 
unterrichten; dagegen nicht auf Lehrer, die zwiſchen der Ablegung der Prüfung und ihrer 
Verwendung im öffentlichen Schuldienſt an einer Privatanſtalt unterrichten, noch auf 
franzöſiſche Lehramtsaſſiſtenten an einer deutſchen höheren Schule. 

4) $ 11 ſchreibt folgendes vor: 
„Auf ſeinen Antrag wird von der Verſicherungspflicht befreit, 

wem von den Reiche, einem Bundesſtaat, einem Gemeindeverband, einer Gemeinde 

oder einem Verſicherungsträger der reichsgeſetzlichen Arbeiterverſicherung, oder 

wem auf Grund früherer Beſchäftigung als Lehrer oder Erzieher an öffentlichen 
Schulen oder Anſtalten 
Ruhegeld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge im Mindeſtbetrage nach den Sätzen der Gehaltsklaſſe A 
bewilligt nd und daneben Anwartſchaft auf Hinterbliebenenfürſorge (8 9) gewährleiſtet iſt.“ 

Über den Antrag entſcheidet der Rentenausſchuß ($ 98). 


Das Nähere Bech 4 f Wid 95 ; icht auf 
ſie regeln die SESCH ſowie über den Widerruf der Befreiung und den Verzicht auf 
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E Für die Übergangszeit gilt folgendes: 

Angeſtellte, die beim Inkrafttreten des Geſetzes das 55. Lebensjahr bereits vollendet 
haben, werden auf ihren Antrag von der Verſicherungspflicht befreit, wenn ihnen die Ab⸗ 
sch der Wartezeit nicht geſtattet wird oder aus einem anderen Grunde unmöglich iſt 
($ 397). 

7) 8 14 beſtimmt folgendes: 

„Der Bundesrat kann auf Antrag des Arbeitgebers beſtimmen, wieweit Së 9, 10 
Nr. 1, 2, 88 11 bis 13 gelten für 

1. die in Betrieben oder im Dienſte anderer öffentlicher Verbände oder von Körper: 
ſchaften oder von Eiſenbahnen des öffentlichen Verkehrs oder als Lehrer und 
Erzieher an nicht öffentlichen Schulen oder Anſtalten Beſchäftigte, wenn ihnen 
mindeſtens die im § 9 bezeichneten Anwartſchaften gewährleiſtet ſind oder ſie 
lediglich für ihren Beruf ausgebildet werden, 

2. Perſonen, denen auf Grund früherer Beſchäftigung bei ſolchen Verbänden oder 
Körperſchaften oder Eiſenbahnen, Schulen oder Anſtalten Ruhegeld, Wartegeld 
oder ähnliche Bezüge im Mindeſtbetrage nach den Sätzen der vom Bundesrate 
feſtgeſetzten Gehaltsklaſſe (§ 9) bewilligt ſind und daneben eine Anwartſchaft 
auf Hinterbliebenenfürſorge (8 9) gewährleiſtet iſt, 

3. Beamte und Bedienſtete der landesherrlichen Hof,, Dominial-, Kameral-, Forſt⸗ 
und ähnlichen Verwaltungen, der Herzoglich Braunſchweigiſchen Landſchaft, der 
Fürſtlich Hohenzollernſchen Fideikommißverwaltung und der ſtandesherrlichen 
Verwaltungen ſowie Angeſtellte in Betrieben, für die eine beſondere Invaliden⸗ 
und Hinterbliebenenverſorgung bereits durch reichs⸗ oder landesrechtliche Vor⸗ 
ſchriften geregelt iſt“. 

o) Befreiung des Angeſtellten von der Beitragsleiſtung. 

Angeſtellte, für die vor dem 5. Dezember 1911 bei öffentlichen oder privaten Lebens⸗ 
verſicherungsunternehmungen (8 1 des Geſetzes über die privaten Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen vom 12. Mai 1901 — Reichs⸗Geſetzbl. S. 139 —) ein Verſicherungsvertrag 
geſchloſſen ift, können auf ihren Antrag von der Veitragsleiſtung befreit werden, wenn der 
Jahresbetrag der Beiträge für dieſe Verſicherungen beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
mindeſtens den ihren Gehaltsverhältuiſſen zur Zeit des Antrags entſprechenden Beiträgen 
gleichkommt, die ſie nach dieſem Geſetze zu tragen hätten. 

Das Gleiche gilt für Angeſtellte, die beim Eintreten in die verſicherungspflichtige Be⸗ 
ſchäftigung das 30. Lebensjahr überſchritten haben und ſeit mindeſtens drei Jahren in einer 
dem erſten Abſatz entſprechenden Weiſe verſichert ſind (§ 390). 

Der Antrag auf Befreiung von der Beitragsleiſtung iſt in der erſten Aufnahmekarte 
($ 188) zu ſtellen. Mit dem Antrag iſt der Verſicherungsſchein (Aufnahmeſchein udgl.) 
vorzulegen. Die Befreiung iſt in der Aufnahme⸗ und Verſicherungskarte zu beſcheinigen, 
Streit über die Befreiung wird nach § 210 entſchieden ($ 391). 


B. Freiwillige Verſicherung. 


21. I. Die Selbſtverſicherung kennt das Geſetz nur in den Fällen des § 394. Dort 
iſt folgendes beſtimmt: k 

„Im erſten Jahre nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes hat die Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt auf Antrag Angeſtellten mit einem Jahresarbeitsverdienſte von fünftauſend bis 
unter zehntauſend Mark zu geſtatten, ſich nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes über die 
freiwillige Verſicherung ſelbſt zu verſichern, wenn ſie den Nachweis führen, daß ſie in den 
letzten vier Kalenderjahren vor dem Inkrafttreten des Geſetzes eine nach dieſem Geſetz ohne 
Rückſicht auf das Jahreseinkommen verſicherungspflichtige Beſchäftigung in mindeſtens dreißig 
Kalendermonaten ausgeübt haben. 

„Dasſelbe Recht ſteht Perſonen zu, die in ihrem Betriebe regelmäßig höchſtens drei 
verſicherungspflichtige Perſonen beſchäftigen, vorausgeſetzt, daß ſie in mindeſtens 30 Kalender⸗ 
monaten eine den Beſtimmungen des 8 1 entſprechende Beſchäftigung ausgeübt haben. 

SH im § 51 bezeichneten Zeiten find der verſicherungspflichtigen Beſchäftigung gleich 
zu achten.“ f 

II. Über die freiwillige Weiterverſicherung ſchreibt § 15 folgendes vor: 

„Wer aus einer verſicherungspflichtigen Beſchäftigung ausſcheidet und mindeſtens ſechs 
Beitragsmonate auf Grund der Verſicherungspflicht zurückgelegt hat, kann die Verſicherung 


441 


freiwillig fortſetzen. Hat er 120 Beitragsmonate zurückgelegt, ſo kann er ſich die bis dahin 
erworbene Anwartſchaft durch Zahlung einer Anerkennungsgebühr (8 172 Abſ. 2) erhalten. 

Unter den gleichen Vorausſetzungen kann die Verſicherung auch während des Aufent⸗ 
halts des Verſicherten im Auslande freiwillig fortgeſetzt oder aufrechterhalten werden.“ 

Eine freiwillige Verſicherung iſt höchſtens in derjenigen Gehaltsklaſſe zuläſſig, die 
dem Durchſchnitte der letzten ſechs Pflichtbeiträge entſpricht oder am nächſten kommt (§ 18). 

III. Über die freiwillige Höherverſicherung beſtimmt § 19 folgendes: 

„Der Verſicherte kann bis zum vollendeten 25. Lebensjahr in eine höhere Gehalts⸗ 
klaſſe, als der Höhe ſeines Jahresarbeitsverdienſtes entſpricht, übertreten. 

Ein Verſicherter, der in eine verſicherungspflichtige Beſchäftigung mit geringerem Entgelt, 
als feiner bisherigen Gehaltsklaſſe entſpricht, eintritt, kann in ſeiner bisherigen Gehaltsklaſſe 
bleiben, falls er mindeſtens ſechs Beitragsmonate in der höheren Gehaltsklaſſe auf Grund 
der Verſicherungspflicht zurückgelegt hat. N N 

Der Arbeitgeber iſt nur dann zum höheren Beitrage verpflichtet, wenn dies verein⸗ 
bart worden iſt.“ 

Berlin⸗Wilmersdorf, den 20. Juni 1912. 

Direktorium der Reichsverſicherungsanſtalt für Augeſtellte. 


gez. Koch. 
Anlage d. 


Gemäß § 145 Abſ. 2 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte wird die Zahl der 
Vertrauensmänner, welche in den nachſtehend aufgeführten Stadtkreiſen zu wählen ſind, 
um die Anzahl, die ſich aus der folgenden Uberſicht ergibt, über die Zahl 6 hinaus erhöht: 

—ü—ä l... . . .̃—ä—— ũ— — — — —u— 


e Anzahl der zu wählenden 
ab Stadtkreis Vertrauensmänner Erſatzmänner 
GE überhaupt Erhöhung überhaupt Erhöhung 
Bern 3 14 * 1 28 SE 5 
eng Sc | 
, hreslau .. -..- 2.2 ae 14 8 8 16 
4.] Frankfurt ol. . 12 6 24 12 
rf 10 4 20 8 
6. | Charlottenbun g 10 4 20 8 
rer nt. 10 4 20 8 
Jr 10 4 20 8 
Masern 10 1 20 8 
10. | Königsberg LE 8 2 16 4 
11. | Neukölln (Nixdorf) . 8 2 16 d 
12. | Stettin 8 2 He A 
13. | Duisburg. 8 2 16 4 
14. | Dortmund 8 2 10 4 
15.] Kiel. 8 2 16 4 
16. Halle 8 2 16 4 
17. | Schöneberg 8 2 16 4 
18. Alte 8 2 16 4 
19. | Danzig 8 2 16 4 
20. | Elberfeld. 8 2 16 4 
21. | Gelſenkirchen. 8 2 16 4 
22. | Barmen 8 2 16 4 
23. | Bofen . 8 2 16 4 
24. | Aachen. 8 2 16 4 
25. | Cafiel . Br „2 16 4 
26. Bochum 8 2 16 4 
27. | Crefeld 8 | 2 16 4 


Berlin, den 18. Juli 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Dr. Sydow. 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten, 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. Ausbildung von Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde. 
Berlin, den 14. Juni 1912. 

Unter Bezugnahme auf die Erlaſſe vom 5. Februar 1910 (HMDL S. 64) und vom 
25. Oktober 1910 (HMBl. S. 552) genehmigen wir, daß zur Prüfung als Handarbeits⸗ 
oder Hauswirtſchaftslehrerin auch ſolche Bewerberinnen ſchon nach vollendetem 18. Lebens⸗ 
jahre zugelaſſen werden, die ſich verpflichten, auch noch die Turnlehrerinnenprüfung abzu⸗ 
legen. Dieſe Bewerberinnen ſind jedoch zu der letztgenannten Prüfung nicht vor vollendetem 
19. Lebensjahre zuzulaſſen. Andererſeits können zur Turnlehrerinnenprüfung auch diejenigen 
Bewerberinnen ſchon mit 18 Jahren zugelaſſen werden, die im Anſchluß daran die Prüfung 
als Handarbeits⸗ oder Hauswirtſchaftslehrerin ablegen wollen. 

Die Beſtimmungen, wonach zum Eintritt in den öffentlichen Schuldienſt ein Mindeſt⸗ 
alter von 19 Jahren erforderlich iſt und wonach das Königliche Provinzialſchulkollegium 
den zur Prüfung Zuzulaſſenden einen Altersnachlaß bis zu 3 Monaten erteilen kann, finden 
gleichmäßige Anwendung. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts⸗ 
Im Auftrage. angelegenheiten. 
Dr. Neuhaus. v. Trott zu Solz. 
IV. 5747. M. f. H. — U. III. A. 721. 1. U. III. B. II. NK. d. g. uſw. Ang. 


An die Königlichen Provinzial⸗Schulkollegien und zur Beachtung an die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Fachſchulen. 
Betr. Schiffsingenienr⸗ und Seemaſchiniſtenſchule in Fleusburg. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 28. Juli 1912. 
Nachdem an der Seemaſchiniſtenſchule in Fleusburg eine Vorklaſſe für Schiffsingenieure 


eingerichtet worden iſt, beſtimme ich, daß die Anſtalt vom 1. Auguſt d. J. ab bis auf 
weiteres folgende Bezeichnung führt: 


„Königliche Schiffsingenieur⸗ und Seemaſchiniſtenſchule“. 


Im Auftrage. 
IV. 7104. Dr. Neuhaus. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Schleswig. 


CR RN bd 
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